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Namens der Bundesregierung beantworte ich die 
Große Anfrage wie folgt: 


Vorbemerkung 

Für die Beantwortung der Großen Anfrage der Ab- 
geordneten Rollmann, Dr. Götz, Frau Stommel, 
Burger, Frau Dr. Flenze, Dr. Fuchs, Frau Schroeder 
(Detmold) und Genossen zur Situation der Jugend- 
hilfe waren umfangreiche Erhebungen notwendig. 
Die Fragesteller haben dies anerkannt und die da- 
für notwendige Zeit bis zur parlamentarischen Be- 
ratung in Kauf genommen. 

Die Bemühungen der Bundesregierung, durch eine 
gezielte Umfrage bei den obersten Jugendbehörden 
der Länder, den kommunalen Spitzenverbänden und 
24 zentralen Stellen der freien Jugendhilfe die Vor- 
gefundenen Informationslücken zu schließen, haben 
allerdings nicht zu einem befriedigenden Ergebnis 
geführt. Die meisten Befragten sahen sich außer- 
stande, innerhalb der gestellten Frist und ohne 
eigene Erhebungen gesicherte Angaben zu einer so 
umfassenden Fragestellung zu machen. Der über- 
wiegende Teil der eingegangenen Antworten und 
Stellungnahmen beschränkt sich auf nur schwer 
vergleichbare Teilbereiche und Teilaspekte der 
Jugendhilfe und ist deshalb im Ergebnis nicht ge- 
eignet, ein umfassendes und geschlossenes Bild 


über die gegenwärtige Situation der Jugendhilfe zu 
vermitteln. Die Bundesregierung muß sich trotz 
einer für alle Beteiligten zeitraubenden Arbeit auf 
unzulängliche Materialien stützen. Die derzeitige 
Rechts- und Datenbasis der amtlichen Jugendhilfe- 
statistik ist zu schmal, um auf diesem Wege alle 
erbetenen detaillierten Unterlagen für das Bundes- 
gebiet zu beschaffen. Gelegentliche statistische Son- 
dererhebungen auf Teilgebieten der Jugendhilfe 
heben diesen Mangel nicht auf, zumal solche Erhe- 
bungen nicht selten, wie das Beispiel der in das 
Jahr 1965 zurückreichenden Sondererhebung über 
Kinderspielplätze zeigt, überholt sind. 

Da der Bund nicht über ein durchsetzbares Aus- 
kunftsrecht im Bereich der Jugendhilfe verfügt, 
wird sich eine ins Gewicht fallende Ausweitung der 
Informationsbasis auf die Dauer nur über eine ent- 
sprechende Verbreiterung der Rechtsgrundlage für 
die Jugendhilfestatistik erreichen lassen. 

Vergleichsweise günstiger stellen sich die Möglich- 
keiten einer Fachkommission dar, die auf der Basis 
eines thematisch fest umrissenen Auftrages lang- 
fristig arbeiten und eigene Erhebungen anstellen 
kann. Dies war der Fall bei der Fachkommission 
für die Erarbeitung des Dritten Jugendberichts, die 
die Aufgabe und Wirksamkeit der Jugendämter 
untersucht hat. 

Antworten auf Große Anfragen können nicht die 
langfristig angelegten Teilberichte zur Situation der 
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Jugendhilfe ersetzen. Da die Beantwortung aber 
mit der Vorlage des Dritten Jugendberichts zusam- 
menfällt, bietet sich an, die Aussprache über den 
Dritten Jugendbericht in die jugendpolitische De- 
batte über die Große Anfrage einzubeziehen, um 
so zu einem breiten Meinungsaustausch über grund- 
sätzliche und aktuelle Fragen der Jugendhilfe und 
Jugendpolitik zu gelangen. 

Damit wird 

— die Aufmerksamkeit auf eine Aufgabe gelenkt, 
die im öffentlichen Bewußtsein unserer Gesell- 
schaft bisher noch eine Randstellung einnimmt, 
obwohl ihr, gemessen an den erforderlichen Hil- 
fen für Millionen Kinder und Jugendliche, zen- 
trale Bedeutung zukommt 

— die Möglichkeit für eine eingehende jugend- 
politische Debatte im Parlament eröffnet, die den 
Trägern der öffentlichen wie auch der freien 
Jugendhilfe Orientierung und Rückhalt zu geben 
vermag 

— der Bundesregierung Gelegenheit gegeben, ihre 
konzeptionellen und materiellen Bemühungen 
zur Fortentwicklung der Jugendhilfe darzustel- 
len. 

Die Antwort auf die Große Anfrage muß sich unter 
den genannten Umständen darauf beschränken, 
Sachverhalte, Entwicklungen und Konzeptionen an 
Schwerpunkten aufzuzeigen, denen ein besonderes 
Bundesinteresse grundsätzlicher oder aktueller Art 
zukommt. Auch stehen bei mittel- und langfristigen 
Perspektiven Absichtserklärungen unter dem Vor- 
behalt finanzieller Realisierbarkeit. 


Im einzelnen werden die Fragen wie folgt beant- 
wortet: 

Frage 1 

Wie beurteilt die Bundesregierung die gegen- 
wärtige Situation, Struktur und Wirksamkeit 
der Jugendhilfe in der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 

Antwort 

Die Bundesregierung geht bei der Beurteilung der 
Gesamtsituation der Jugendhilfe in Übereinstim- 
mung mit den Fach- und Trägerinstitutionen von der 
Feststellung aus, daß öffentliche und freie Jugend- 
hilfe zwar zunehmend zu einem der gesellschaft- 
lichen Entwicklung entsprechenden neuen Verständ- 
nis finden, wegen ihres unzulänglichen Instrumen- 
tariums aber nur zum Teil ihrer Aufgabe gerecht 
werden können. Es gibt zu wenig Einrichtungen, es 
fehlt an Personal, die Angebote qualifizierter Aus- 
und Fortbildung der Mitarbeiter sind ungenügend, 
die zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel 
reichen nicht aus. 

Diese Ausgangssituation könnte an fast jedem Teil- 
bereich der Jugendhilfe nachgewiesen werden. Be- 


zeichnend sind beispielsweise die Verhältnisse auf 
dem Gebiet der Erziehungshilfen. In diesem Bereich 
ist der personelle Engpaß besonders groß und be- 
sonders folgenschwer. Der Mangel besteht einmal 
in quantitativer Hinsicht: Viele Erziehungsbera- 
tungsstellen können nicht aufgabenadäquat besetzt 
werden. Es fehlt an hauptamtlichen Erziehungsbei- 
ständen. Die Zahl der vorhandenen Heimerzieher 
deckt den Bedarf bei weitem nicht. Der Mangel be- 
steht aber auch in qualitativer Hinsicht: Für die so- 
zialpädagogischen Hilfen im Vorfeld der Heimerzie- 
hung fehlt es an Fachkräften, die dem neuen Er- 
kenntnisstand entsprechend ausgebildet sind. Es 
gibt nicht genügend Heilpädagogen, Psychiater, 
Pädiater und Sozialarbeiter mit Zusatzausbildungen. 
Diese personelle Unterbesetzung erklärt sich ins- 
besondere aus der unzureichenden finanziellen Aus- 
stattung, aber auch aus der bisherigen Unterbewer- 
tung dieses gesamten Arbeitsbereiches. Zudem wer- 
den die einzelnen Hilfen von den verschiedenen 
Trägern ohne oder zumeist ohne genügende Ab- 
stimmung gewährt. 

Entsprechende Feststellungen werden im Dritten Ju- 
gendbericht auch für die Organisation und Tätigkeit 
der Jugendämter getroffen (vgl. den Abschnitt „Er- 
gebnisse im Überblick"). Wie der Bericht nachweist, 
führt die mangelhafte Ausstattung häufig dazu, daß 
Chancen ungenutzt bleiben, notwendige Aufgaben 
zurückgestellt oder statt pädagogisch sinnvoller die 
kostengünstigsten Maßnahmen gewählt werden. 
Diese Bestandsaufnahme ist um so alarmierender, 
als die Lebensbedingungen in unserer Gesellschaft 
in immer kürzeren Abständen erheblichen Verände- 
rungen unterworfen sind. Deshalb ist die Intensivie- 
rung aller Bemühungen erforderlich, durch die der 
Mensch in dieser sich wandelnden Gesellschaft zu 
einem ihn selbst beledigenden und dem gerechter- 
weise vertretbaren Anspruch der Gesellschaft auf 
soziale Einordnung entsprechenden, individuellen 
und gesellschaftlichen Leben befähigt werden soll. 

Die Aufgaben, die sich daraus ergeben, werden in 
erster Linie im Bereich des Erziehungs- und Bil- 
dungswesens zu lösen sein. Diesem Bereich ist heute 
auch die Jugendhilfe zuzuordnen, die sich im Laufe 
ihrer Entwicklung immer deutlicher und immer um- 
fassender als erzieherische Hilfe versteht, die mit 
dazu beitragen will, daß jeder junge Mensch den 
gleichen Anspruch auf Bildung in verschiedenen For- 
men und auf verschiedenen Anspruchsebenen reali- 
sieren kann. Sie hat sich damit — trotz nach wie vor 
bestehender Zusammenhänge — aus dem Bereich der 
fürsorgerischen Leistungen in den Erziehungs- und 
Bildungsraum verlagert. Teilbereiche, wie z. B. die 
frühkindliche Erziehung, freiwillige Erziehungshilfe, 
Heimerziehung, Erziehungshilfen während der Be- 
rufsvorbereitung, Berufsausbildung und Berufstätig- 
keit, außerschulische Jugendbildung, zeigen deutlich 
den pädagogischen Aspekt und lassen erkennen, 
daß es sich hier um Lernprozesse handelt. Die Be- 
sonderheit besteht darin, daß fast in jedem der Teil- 
bereiche der Jugendhilfe die gewichtiger geworde- 
nen Erziehungs- und Bildungsaspekte eng verknüpft 
sind mit der Veränderung sozialer und sozio-ökono- 
mischer Bedingungen. 
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Im Bereich der Träger der Jugendhilfe vollziehen 
sich Umwandlungsprozesse, teils bedingt durch neue 
Aufgabenstellungen, teils Folge eines sich wandeln- 
den Selbstverständnisses, die zwangsläufig zu einer 
gewissen Unsicherheit führen, auf längere Sicht ge- 
sehen aber auch als Ansatz für ein neues, besseres 
Verständniss der Jugendhilfe begriffen und genutzt 
werden können. Für die Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe, insbesondere die Jugendämter, darf in- 
soweit auf den Dritten Jugendbericht verwiesen 
werden. Für die Träger der freien Jugendhilfe wer- 
den grundlegende Veränderungen am Beispiel der 
Jugendverbände am deutlichsten sichtbar. 

In einem Grundsatzgespräch hatte 1962 der Deutsche 
Bundes] ugendring dem „autonomen Jugendreich" 
der Jugendbewegung eine Absage erteilt. Die Ju- 
gendverbände verstanden sich nunmehr als „Glieder 
der Gesellschaft" und sahen ihr Aufgabenfeld im 
außerschulischen Bildungs- und Erziehungsbereich. 
Aber schon 1968 haben sie ihr Selbstverständnis er- 
neut überprüft. Sie erklärten sich solidarisch mit 
den Kräften, „die mit adäquaten Mitteln für Demo- 
kratisierung und Mitbestimmung in allen Bereichen 
eintreten". Sie wollen in erster Linie ihre Mitglieder 
vertreten, darüber hinaus aber auch die Interessen 
der Jugend gegenüber der Gesellschaft benennen 
und versuchen, diese durchzusetzen. Ihren entschei- 
denden Ansatzpunkt für eine sinnvolle Jugend- 
arbeit sehen sie in der Partnerschaft mit einer demo- 
kratisierten Schule und mit der Erwachsenenbildung. 
Nur wenige Jahre später, in der Vollversammlung 
des Bundesjugendringes Ende 1971, distanzieren die 
Jugendverbände sich kritisch von der Schule. Sie 
verstehen sich nicht nur als Ergänzung zu anderen 
Erziehungsträgern, sondern bewußt auch als Korrek- 
tiv gegenüber Familie, Schule und Betrieb. Sie sehen 
die Chance zu einer Emanzipation, die nicht allein 
individuelle Unabhängigkeit von vergebenen so- 
zialen Situationen und gesellschaftlichen Systemen 
bedeutet, sondern deren Veränderung einschließt. 

Ähnliche Veränderungen, wie sie am Beispiel der 
Jugendverbände gezeigt wurden, vollziehen sich 
auch bei anderen Trägern der freien Jugendhilfe, 
was beim Jugendhilfetag in Nürnberg sehr deutlich 
wurde. Eine zukunftsweisende Konzeption der Ju- 
gendhilfe wird das mitbedenken müssen. 

Mit der Entwicklung, die dem Erziehungsaspekt 
mehr Raum gibt, Eigenwert und Eigennote des jun- 
gen Menschen und damit auch sein Streben nach 
Emanzipation stärker in den Vordergrund schiebt, 
hat die Gesetzgebung nicht Schritt gehalten. Die 
gesetzliche Basis der Jugendhilfe, das Jugendwohl- 
fahrtsgesetz, ist ein halbes Jahrhundert alt. Es galt 
seinerzeit zu Recht als ein Markstein nicht nur in 
der Entwicklungsgeschichte der Jugendfürsorge und 
Jugendpflege, sondern auch für die soziale und kul- 
turelle Entwicklung in Deutschland. Mit der Novel- 
lierung vom 28. August 1953 wurde die Einheit der 
Jugendhilfe sowohl im Hinblick auf die fachliche 
Aufgabe als auch auf die organisatorische Zustän- 
digkeit im Jugendamt gesetzlich festgelegt. An 
Stelle einer von Fachkreisen nachdrücklich geforder- 
ten Reform des Jugendhilferechts folgte 1961 eine 
weitere Novelle, deren beherrschendes Thema we- 


niger die zu berücksichtigenden neuen Erkenntnisse 
der Soziologie und Pädagogik als vielmehr die Aus- 
legung des umstrittenen Subsidiaritätsprinzips und 
seine Auswirkung auf das Verhältnis der Träger 
der freien Jugendhilfe zu den Trägern der öffent- 
lichen Jugendhilfe war. Seit der Verabschiedung 
der Novelle von 1961 sind planmäßige Reformarbei- 
ten an der Neuordnung des Jugendhilferechts nur 
noch sporadisch erfolgt. Die letzte Änderung des 
Jugendwohlfahrtsgesetzes vom 27. Juni 1970 paßt 
das JWG an das neue Recht des nichtehelichen 
Kindes an. 

Neue, in sich abgeschlossene Gesamtkonzeptionen 
für eine Reform des Jugendhilferechts liegen mit 
der Ausnahme der Denkschrift der Arbeiterwohl- 
fahrt für ein erweitertes Jugendhilferecht von 1970 
auch seitens der Fachorganisationen noch nicht vor, 
wohl aber haben Fachausschüsse und Sonderkom- 
missionen dieser Fachorganisationen bereits beacht- 
liche Teilvorschläge erarbeitet und arbeiten weiter 
an dieser Aufgabe. Alle Fachleute sind sich heute 
mit der Bundesregierung darin einig, daß eine 
grundlegende Reform, durch die das JWG zu einem 
modernen Erziehungsgesetz umgewandelt wird, 
dringend notwendig ist. Zu viele obrigkeitsstaat- 
liche Elemente sind in dem Gesetz noch enthalten, 
zu viele Generalklauseln führen zu höchst unter- 
schiedlichen Aktivitäten der vielen Jugendämter in 
Stadt und Land, zu sehr wird der Eingriffscharakter 
bei vielen Aufgaben der Jugendwohlfahrtsbehörden 
betont, zu wenig differenziert sind die erzieheri- 
schen Hilfen. 

So wie die im Fachbereich unstreitige Bedeutung 
der Jugendhilfe in einem Mißverhältnis zu ihrer 
derzeitigen unzulänglichen gesetzlichen Basis steht, 
so wenig findet sie Beachtung und Anerkennung im 
öffentlichen Bewußtsein. Die Jugendhilfe nimmt in 
unserem leistungsorientierten, sozio-ökonomischen 
System noch eine Randstellung ein. „Sie äußert sich 
unter anderem darin, daß die Jugendhilfe nur in 
beschränktem Umfang über eigene Erziehungsfelder 
verfügt und nur in geringem Maße die Möglichkeit 
hat, dort tätig zu werden, wo problematische Sozia- 
lisationskonstellationen entstehen" (vgl. Dritter Ju- 
gendbericht, Überblick 26, Seite 17). 

Unter diesen Umständen wundert es nicht, daß auch 
die Jugend selbst kritisch distanziert ist und bei- 
spielsweise im Jugendamt nicht „die Interessenver- 
tretung der Jugend" sieht. Es sollte aber gerade die 
gesellschaftspolitische Aufgabe der Jugendämter 
sein, gegenüber den Vertretungskörperschaften und 
der Öffentlichkeit die Ansprüche einer Gruppe der 
Gesellschaft zu vertreten, die sich nur in sehr be- 
schränktem Maße selbst vertreten kann: nämlich der 
Kinder und Jugendlichen (vgl. Dritter Jugendbe- 
richt I, 6, Seite 35). 

Es bleibt schließlich festzustellen, daß häufig Mit- 
arbeiter sowohl im Bereich der öffentlichen wie der 
freien Jugendhilfe trotz beachtlicher Einsatzleistung 
unter den unzulänglichen Arbeitsbedingungen schei- 
tern müssen und zu resignieren drohen. Die Bundes- 
regierung stimmt mit den Verfassern des 3. Jugend- 
berichts darin überein, daß es nicht zuletzt der 
Einsatzbereitschaft der im Bereich der Jugendhilfe 
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Tätigen zu verdanken ist, wenn trotz strukturbe- 
dingter Schwierigkeiten und einer aus vielen Quel- 
len resultierenden Unterbewertung der Jugendhilfe 
im Vergleich zu anderen Gesellschaftsaufgaben hier 
eine Arbeit geleistet wird, die bisher keinesfalls 
eine ihrer Bedeutung entsprechende öffentliche An- 
erkennung erfährt. 

Aus dieser Bestandsaufnahme hat die Bundesregie- 
rung folgende Konsequenzen gezogen: 

1. Sie bemüht sich um exakte Analysen jugend- 
politisch relevanter Sachverhalte, damit hieraus 
Folgerungen für die Jugendhilfe gezogen werden 
können. So enthält der Dritte Jugendbericht, der 
„Aufgaben und Wirksamkeit der Jugendämter 
in der Bundesrepublik Deutschland" untersucht, 
eine Fülle von Hinweisen und Anregungen für 
die Gesetzgebung wie für die Praxis, die nun- 
mehr öffentlich zur Diskussion gestellt sind, 
sorgfältig durchdacht und für die Fortentwick- 
lung der Jugendhilfe ausgewertet werden müs- 
sen. 

Der Vierte Jugendbericht wird zur Zeit vorbe- 
reitet. Nach Abstimmung sowohl innerhalb der 
Bundesregierung wie auch mit Experten der Ju- 
gendhilfe soll sich dieser Bericht mit den Soziali- 
sationsproblemen der arbeitenden Jugend befas- 
sen und Folgerungen für die Jugendhilfe ziehen. 

Aber auch über derartige Berichte hinaus wird 
die Bundesregierung sich für eine Verstärkung 
der Jugendforschung einsetzen. Eine langfristige 
Konzeption der Jugendarbeit kann ohne Hilfe 
der Wissenschaft nicht konzipiert werden. Stän- 
dige Wirkungsanalysen sowohl des Inhalts als 
auch der Methoden der Jugendhilfe sind drin- 
gend erforderlich und setzen eine engere Zusam- 
menarbeit zwischen Wissenschaft und Praxis 
voraus. 

2. Die Bundesregierung intensiviert das Gespräch 
mit der Jugend selbst, sie nimmt jede Gelegen- 
heit wahr, um gemeinsam mit ihr Probleme der 
jungen Generation, aber auch Vorhaben der 
Bundesregierung zu erörtern. Sprecher der Ju- 
gend werden in die Beratungsgremien der Bun- 
desregierung berufen, junge Menschen werden 
angeregt, Vorschläge zu machen und Entwürfe 
und Entscheidungen der Regierung kritisch zu 
beurteilen und zu beeinflussen. Insgesamt sollen 
die Formen, in denen der Wille junger Menschen 
gegenüber den Regierenden sich ausdrücken 
kann, um gehört und beachtet zu werden, noch 
vervielfältigt werden. 

3. Der jungen Generation werden mehr Mitwir- 
kungs- und Mitbestimmungsrechte eingeräumt. 
Das Wahlalter wurde durch das 27. Gesetz zur 
Änderung des Grundgesetzes vom 31. Juli 1970 
herabgesetzt. Uber die Herabsetzung der Voll- 
jährigkeit auf 18 Jahre wird zur Zeit in Regie- 
rung und Parlament beraten. Das neue Betriebs- 
verfassungsgesetz erweitert und stärkt die Mit- 
wirkungs- und Mitbestimmungsrechte der Ju- 


gend im Beruf. Auch in den Einrichtungen der 
Jugendhilfe sollen die jungen Menschen mehr 
und besser mitarbeiten und mitentscheiden kön- 
nen, weil nur auf diesem Wege das für die De- 
mokratie unverzichtbare, auf die gesamte Ge- 
sellschaft bezogene Engagement des einzelnen 
Bürgers geweckt und entwickelt werden kann. 

4. Für die Bundesregierung ist die Jugendhilfe ein 
notwendiger Teil des gesamten Bildungswesens. 
Sie hat, nachdem aus dem Gesamtbereich der 
Jugendhilfe in dem von der Bildungskommission 
des Deutschen Bildungsrates vorgelegten „Struk- 
turplan für das Bildungswesen" nur die Elemen- 
tarerziehung Berücksichtigung finden konnte, der 
außerschulischen Jugendbildung als einem 
Schwerpunkt der modernen Jugendhilfe in ihrem 
Bildungsbericht 70 einen eigenen Abschnitt ge- 
widmet. Sie hat sich weiter dafür eingesetzt, daß 
dieser Bereich von der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung mit einem eigenen Kapitel 
in den Zwischenbericht über den Bildungsgesamt- 
plan aufgenommen wurde. Nach ihrer Auffas- 
sung werden auch die Heimerziehung und deren 
Vorfeld bei der Fortschreibung des Bildungsge- 
samtplans einzubeziehen sein, über ihre weiter- 
gehenden Bemühungen um ein langfristiges Ge- 
samtkonzept der Jugendhilfe wird an anderer 
Stelle berichtet. 

5. Im Mittelpunkt der Vorhaben in der Jugend- 
gesetzgebung steht die Reform des Jugendhilfe- 
rechts. An der Zusage, zum Ende der Legislatur- 
periode einen mit der Sachverständigen-Kom- 
mission abgestimmten Entwurf zur Diskussion 
in der Öffentlichkeit vorzulegen, kann beim 
jetzigen Stand der Beratungen festgehalten wer- 
den. Näheres über den Sachstand wird in der 
Stellungnahme der Bundesregierung zum Dritten 
Jugendbericht gesagt werden. 

6. Schließlich bemüht sich die Bundesregierung um 
eine umfassende Gesamtkonzeption der Jugend- 
hilfe. Alle bislang bekanntgewordenen Versuche, 
die Jugendhilfe als Ganzes zu umfassen und 
deren Rolle und Bedeutung in der Gesellschaft 
darzulegen, sind nicht hinreichend kritisch reflek- 
tierte Einzel- oder Gruppenmeinungen. Die Bun- 
desregierung, die gewillt ist, neben einem kräf- 
tigen Akzent eigenen staatlichen Handelns und 
neben der Bejahung öffentlicher Trägerschaft in 
zahlreichen Teilaufgaben der Jugendhilfe, den 
freien Kräften nicht nur ihr Tätigkeitsfeld selbst- 
verständlich zu eigener Gestaltung zu überlas- 
sen, sondern sie bei der Bewältigung ihrer Auf- 
gaben tatkräftig zu unterstützen, muß daran 
interessiert sein, die Konzeption einer zukunfts- 
weisenden Jugendpolitik mit diesen freien Kräf- 
ten gemeinsam zu erarbeiten. So hat das Bundes- 
jugendkuratorium in seiner Sitzung am 24. Sep- 
tember 1971, angeregt durch eine Initiative des 
Bundesministeriums für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit, eine Kommission berufen, die grund- 
legende Vorstellungen über Inhalt und Form der 
Jugendhilfe vorschlagen soll. 
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Frage 2 

Kann die Bundesregierung auf Grund einer 
Jugendhilfestatistik oder anderer Unterlagen 
darüber Auskunft geben, wie viele Einrichtun- 
gen der öffentlichen und der freien Jugendhilfe 
— • insbesondere Spielplätze, Kindergärten, Kin- 
dertagesstätten, Mütterberatungsstellen, Erzie- 
hungsberatungsstellen, Erziehungsheime, Ju- 
gendheime, Heime der Offenen Tür, Jugendbil- 
dungs- und -erholungsstätten — absolut und 
pro Kopf der jungen Menschen in den einzelnen 
Bundesländern vorhanden sind? Wie hoch ver- 
anschlagt die Bundesregierung den weiteren 
Bedarf an Einrichtungen der Jugendhilfe? 

Antwort 

Die vom Statistischen Bundesamt geführte Statistik 
der öffentlichen Jugendhilfe vermittelt einen be- 
grenzten Überblick über die am 31. Dezember 1969 
bzw. 1. Januar 1970 in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bestehenden Einrichtungen der Jugendhilfe. Sie 
enthält insbesondere Zahlen über Kindertagesein- 
richtungen, Säuglingsheime, Erziehungsheime, Müt- 
ter- und Elternschulen, Erziehungsberatungsstellen, 
Jugendwohnheime sowie Jugendfreizeit-, Jugend- 
erholungs- und Jugendbildungsstätten. Die Ergeb- 
nisse einer detaillierten Auswertung dieser Statistik 
sind in den beigefügten Übersichten (Anlagen 1 
bis 12) zusammengefaßt. Aus ihnen gehen sowohl 
die absoluten Zahlenwerte für Einrichtungen und 
verfügbare Plätze als auch die auf die jeweiligen 
Altersgruppen bezogenen Relationszahlen hervor. 
Anlage 1 gibt einen Gesamtüberblick über die Situa- 
tion im Bundesgebiet. Die Anlagen 2 bis 12 infor- 
mieren über Einrichtungskapazitäten und Platzange- 
bote in den einzelnen Bundesländern. 

Die erst in diesen Tagen veröffentlichte Jugendhilfe- 
statistik für das Jahr 1970 konnte bei der Beant- 
wortung der Großen Anfrage nicht mehr berück- 
sichtigt werden. Ihre Auswertung würde geraume 
Zeit in Anspruch nehmen und die Beantwortung 
weiter verzögern. 

Aktuelles und gesichertes Zahlenmaterial über 
Spielplätze und Mütterberatungsstellen steht der 
Bundesregierung nicht zur Verfügung. 

Die Bundesregierung ist mit den Trägern der Ju- 
gendhilfe der Auffassung, daß die gegenwärtige 
Rechts- und Datenbasis der Jugendhilfestatistik zu 
schmal ist. Sie sieht in der Verbreiterung und Diffe- 
renzierung der Jugendhilfestatistik einen entschei- 
denden Schritt zur Verbesserung der Planung und 
Grundlagenforschung im Bereich der Jugendhilfe 
und wird daher um geeignete Maßnahmen zum 
Ausbau der amtlichen Jugendhilfestatistik bemüht 
sein. Auf Anregung der Bundesregierung hat in- 
zwischen bereits die Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung die Forderung nach Verbesserung 
der statistischen Datenbasis in den Maßnahmen- 
katalog des Bildungsgesamtplanes (vgl. Zwischen- 
bericht der Bund-Länder-Kommission für Bildungs- 
planung an die Regierungschefs des Bundes und der 


Länder über den Bildungsgesamtplan und ein Bil- 
dungsbudget, II E/4, Ziffer 3) aufgenommen. 

Die Bemühungen der Bundesregierung, durch eine 
gezielte Umfrage bei den Trägern der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe ein geschlossenes Bild über 
den weiteren Bedarf an Einrichtungen zu erhalten, 
haben nicht zu dem gewünschten Ergebnis geführt. 
Die Bundesregierung sieht sich daher nicht in der 
Lage, einen auf gesicherten Zahlen beruhenden Ge- 
samtüberblick zu geben. Soweit die obersten Lan- 
desjugendbehörden der Bundesregierung Daten, 
Fakten und Zahlen mitgeteilt haben, fanden sie 
ihren Niederschlag in der als Anhang (Anlage 13) 
beigefügten tabellarischen Übersicht, auf die zur 
weiteren Beantwortung Bezug genommen wird. 

Ihre Vorstellungen zum weiteren Bedarf an Kinder- 
gärten und anderen Einrichtungen der Vorschul- 
erziehung hat die Bundesregierung u. a. in ihrem 
am 12. Juli 1970 dem Deutschen Bundestag zuge- 
leiteten Bericht zur Bildungspolitik dargelegt und 
bei den Beratungen im Rahmen der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung präzisiert. Die Er- 
gebnisse dieser Beratungen finden ihren Nieder- 
schlag in dem Zwischenbericht der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung über den Bildungs- 
gesamtplan und ein Bildungsbudget, der den Regie- 
rungschefs des Bundes und der Länder am 5. No- 
vember 1971 zur Entscheidung über das weitere 
Vorgehen im Bereich der Bildungsplanung zugeleitet 
worden ist. Danach gehen Bund und Länder unter 
Berücksichtigung der voraussichtlichen Geburtenent- 
wicklung davon aus, daß bis 1975 für 40 v. H. der 
Drei- und Vierjährigen ein Platz in einer Einrich- 
tung des Elementarbereiches zur Verfügung stehen 
soll. Dieses Platzangebot soll bis 1980 auf 70 v. H. 
gesteigert werden. Die genannten Zahlen sind 
Durchschnittswerte. Sie beziehen sich auf Ganztags- 
plätze, die durch Halbtagsbetreuung doppelt belegt 
werden können. Die Bundesregierung ist ferner der 
Auffassung, daß das Platzangebot für die Fünfjähri- 
gen bis 1985 so ausgebaut werden muß, daß es mög- 
lichst von allen Kindern dieser Altersgruppe ge- 
nutzt werden kann. 

Hinsichtlich des Bedarfs an Erziehungsberatungs- 
stellen folgt die Bundesregierung der sowohl von 
der UNESCO als auch von der Weltgesundheits- 
organisation (WHO) empfohlenen Richtzahl, wo- 
nach auf jeweils 50 000 Einwohner eine Erziehungs- 
beratungsstelle entfallen sollte. Der Gesamtbedarf 
beträgt hiernach bei einem Bevölkerungsstand von 
61 194 600 Einwohnern (Stichtag: 1. Januar 1970) 
1223 Erziehungsberatungsstellen. Bei Zugrunde- 
legung der vom Statistischen Bundesamt für 1970 
erwarteten Gesamtzahl von 507 Erziehungsbera- 
tungsstellen verbleibt ein ungedeckter Bedarf von 
716 Einrichtungen. Da die amtliche Jugendhilfe- 
statistik sämtliche Erziehungsberatungsstellen, also 
auch die personell und materiell unzulänglich aus- 
gestatteten und nicht ganztägig zur Verfügung 
stehenden Einrichtungen erfaßt, können ihre Zahlen 
nicht als befriedigende Berechnungsgrundlage für 
die Ermittlung des weiteren Bedarfs angesehen 
werden. Nach Auffassung der Bundesregierung 
müssen Erziehungsberatungsstellen, die ihrer auf 
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Diagnose, Beratung und Therapie ausgerichteten 
dreifachen Aufgabenstellung gerecht werden sollen, 
mit einem leistungsfähigen Mitarbeiterteam besetzt 
sein, das aus mindestens einem Psychologen, einem 
Heilpädagogen oder Psychagogen und einem Sozial- 
arbeiter besteht und sich überdies auf die Mitwir- 
kung eines erfahrenen Facharztes (Psychiater, Päd- 
iater) stützen kann. Die Zahl der mit einem Team 
ausgestatteten und ganztägig arbeitenden Einrich- 
tungen beläuft sich nach Angaben der Bundeskon- 
ferenz für Erziehungsberatung auf insgesamt 318. 
Der ungedeckte Bedarf an qualifizierten Erziehungs- 
beratungsstellen beträgt hiernach 905 Einrichtun- 
gen. 

Zur Bedarfslage im Bereich der Jugendbildungsstät- 
ten kann sich die Bundesregierung angesichts feh- 
lender oder unzureichender Länderdaten nur inso- 
weit äußern, als es sich um Einrichtungen handelt, 
an deren Förderung sich der Bund beteiligt. Bei 
den zentralen Jugendbildungs- und Jugendbegeg- 
nungsstätten rechnet die Bundesregierung für die 
nächsten Jahre mit einem Mehrbedarf von rd. 2000 
Plätzen. 

Im Bereich der Jugendherbergen gilt es, der wach- 
senden Nachfrage durch Ausweitung des Platzange- 
botes von 77 000 auf 80 000 Betten Rechnung zu 
tragen. 

über den notwendigen Ausbau der Platzkapazitäten 
in Stätten der Jugendarbeit im Zonenrandgebiet 
und in zentralen Ausbildungsstätten der Jugend- 
hilfe lassen sich zur Stunde noch keine gesicherten 
Angaben machen. 


Fragen 3 und 4 

Was wird die Bundesregierung tun, um im Zu- 
sammenwirken mit den Ländern und den Kom- 
munen sowie mit den Trägern der freien Jugend- 
hilfe den weiteren Bedarf an Einrichtungen der 
Jugendhilfe zu erfüllen? 

Welche Mittel müssen in den nächsten Jahren 
vom Bund, von den Ländern und den Kommunen 
sowie den Trägern der freien Jugendhilfe hier- 
für aufgebracht werden? Welche Mittel stehen 
dafür in den mittelfristigen Finanzplanungen 
des Bundes und der Länder zur Verfügung? 

Antwort 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Jugend- 
hilfekompetenz durch gesetzgeberische Maßnahmen 
und durch Anregungen auf eine kontinuierliche Aus- 
weitung der Einrichtungskapazitäten und eine bes- 
sere Nutzung der vorhandenen Einrichtungen hin- 
wirken. 

Sie beabsichtigt u. a., den im neuen Jugendhilfe- 
gesetz vorgesehenen Rechtsanspruch auf Erziehung 
durch einen breitgefächerten Leistungskatalog zu 


konkretisieren und in diesem Zusammenhang bei 
den zuständigen öffentlichen Trägern der Jugend- 
hilfe die Gewährung zahlreicher familienergänzen- 
der, familienunterstützender und familienersetzen- 
der Hilfen sowie die Bereitstellung entsprechender 
Einrichtungen zur Pflichtaufgabe zu machen. In die 
Kategorie der institutioneilen Hilfen gehören ins- 
besondere Kinderkrippen, Kindergärten und Kinder- 
horte, Erziehungsberatungsstellen, Mütter- und 
Elternschulen, Jugendfreizeit-, Jugendbildungs- und 
Jugenderholungsstätten, Jugendwohnheime, offene 
therapeutische und geschlossene heilpädagogisch- 
therapeutische Einrichtungen. Auf die zum Ausbau 
der Erziehungsberatung von der Bundesregierung 
entwickelten Initiativen wird hingewiesen. So hat 
die Bundesregierung — in Ausführung eines ent- 
sprechenden Beschlusses des Deutschen Bundestages 
— bei den obersten Jugendbehörden der Länder an- 
geregt, die institutionelle Erziehungsberatung 
quantitativ und qualitativ auszubauen. Die Jugend- 
minister der Länder haben diese Anregung aufge- 
griffen und in ihrer Konferenz am 22. November 
1971 eine entsprechende Entschließung gefaßt Sie 
werden in Kürze einen Ausschuß einsetzen, der ge- 
meinsame Länderrichtlinien für die Erziehungsbera- 
tung erarbeiten sowie Vorschläge für eine Ver- 
besserung des institutioneilen Angebots und für eine 
ausgewogene Verteilung der Erziehungsberatungs- 
stellen auf städtische und ländliche Räume unter- 
breiten soll. 

Zum Elementarbereich wird auf die Antwort zu 
Frage 2 verwiesen. Der Ausbau des Platzangebotes 
an Kindergärten und Einrichtungen der Vorschul- 
erziehung soll unter Berücksichtigung regionaler 
und sozialer Prioritäten erfolgen. Modellversuche 
sollen nach den Plänen der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung vorwiegend in ländlichen Räu- 
men und in Wohngebieten mit sozio-kulturell be- 
nachteiligter Bevölkerung durchgeführt werden. 
Solche Modellversuche werden bereits jetzt aus Bun- 
desmitteln gefördert. Die Bundesregierung wird bei 
den weiteren Beratungen innerhalb der Bund-Län- 
der-Kommission den Standpunkt vertreten, daß der 
Elementar- und Vorschulerziehung bei der Vertei- 
lung der bereitstehenden Mittel die ihr zukommende 
Priorität eingeräumt wird. 

Darüber hinaus wird sich die Bundesregierung um 
eine stufenweise Harmonisierung der Förderung von 
Einrichtungen der Jugendhilfe bemühen. Im Rahmen 
der Raumordnung und Bildungsplanung wird sie an- 
regen, daß Jugendfreizeit- und Jugendbildungsstät- 
ten bei der Planung und Verbesserung der örtlichen 
sozio-kulturellen Infrastruktur verstärkt berücksich- 
tigt und die vorhandenen Kapazitäten — auch solche 
in Schulen und Einrichtungen der Weiterbildung — 
verstärkt für Zwecke der außerschulischen Jugend- 
bildung genutzt werden. 

über diese Bemühungen hinaus wird sich die Bun- 
desregierung im Rahmen ihrer Förderungskompe- 
tenz in den nächsten Jahren in wachsendem Maße an 
der Förderung zentraler und überregionaler Einrich- 
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tungen der Jugendhilfe beteiligen. Hierzu gehören 
insbesondere zentrale Bildungs- und internationale 
Begegnungsstätten, Jugendherbergen, Stätten der 
Jugendarbeit im Zonenrandgebiet und zentrale Aus- 
bildungsstätten der Jugendhilfe. 

Die notwendige Ausweitung der Kapazitäten zen- 
traler Jugendbildungsstätten soll einerseits durch 
den Ausbau vorhandener Einrichtungen, anderer- 
seits durch die Errichtung neuer Bildungsstätten er- 
reicht werden. Bei einer Beteiligung des Bundes von 
durchschnittlich 50 v. H. der Gesamtkosten würden 
in den nächsten Jahren rd. 30 Millionen DM auf den 
Bund entfallen. 

Für den Bau und die Einrichtung neuer Jugend- 
herbergen sowie für die Modernisierung bestehen- 
der Einrichtungen rechnet die Bundesregierung bei 
der vorgesehenen Bundesbeteiligung von einem 
Drittel der Gesamtkosten mit einem Mittelbedarf 
von ca. 50 Millionen DM. 

Im Bundesjugendplan-Programm „Stätten der Ju- 
gendarbeit im Zonenrandgebiet" wird die Bundes- 
regierung auch künftig von der Möglichkeit, örtliche 
Einrichtungen fördern zu können, Gebrauch machen. 
Nach Mitteilungen der zuständigen obersten Landes- 
behörden ist im Rahmen des Zonenrandförderungs- 
gesetzes in den nächsten Jahren mit einem Antrags- 
volumen von jährlich 10 Millionen DM zu rechnen. 
Die Bundesregierung geht deshalb davon aus, daß 
der Bedarf an Bundesmitteln in den nächsten drei 
Jahren insgesamt etwa 30 Millionen DM betragen 
wird. 

Für Erweiterung, Modernisierung und Neubau von 
zentralen Ausbildungsstätten der Jugendhilfe rech- 
net die Bundesregierung mit einem Mittelbedarf von 
zunächst 10 Millionen DM. Genaue Zahlen können 
zur Stunde noch nicht genannt werden. Der ge- 
schätzte Gesamtmittelbedarf an Bundesmitteln für 
den Jugendstättenbau beläuft sich für die nächsten 
zehn Jahre auf rd. 120 Millionen DM. 

In der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes 
stehen für die Förderung von Jugendbildungsstätten 
einschließlich Jugendherbergen bis 1975 jährlich 18 
Millionen DM zur Verfügung. Davon entfallen 10 
Millionen DM aut Förderungsmaßnahmen im Zonen- 
randgebiet. 

Die Ergebnisse der Umfrage bei den Trägern der 
Jugendhilfe vermitteln lediglich ein lückenhaftes 
Bild über den Finanzbedarf in einigen Teilbereichen 
der Jugendhilfe. Sie bieten daher keine verläßliche 
Grundlage für die Ermittlung des finanziellen Ge- 
samtbedarfs. 

Der Bundesregierung sind darüber hinaus weder die 
einschlägigen Einzelansätze in der mittelfristigen 
Finanzplanung der Länder noch gesicherte Zahlen 
über das Eigenleistungsvermögen der freien Träger 
der Jugendhilfe bekannt. Das in der beigefügten 
Übersicht (Anlage 13) zusammengefaßte Ergebnis 
der Auswertung der Länderangaben liefert einen 
begrenzten Überblick über die in den einzelnen 
Ländern erkennbaren Schwerpunkte und Entwick- 


lungstendenzen, Für das Land Schleswig-Holstein 
liegen bis zur Stunde noch keine Angaben vor. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
öffentliche Förderung von Einrichtungen der Jugend- 
hilfe weiter verstärkt und differenziert werden muß. 
Sie hält insbesondere die allmähliche Angleichung 
der Aufwendungen für Einrichtungen der außer- 
schulischen Jugendbildung an die entsprechenden 
Steigerungsraten des übrigen Bildungswesens für 
notwendig. Dabei ist sie sich allerdings bewußt, daß 
eine völlig gleichmäßige Förderung kaum erreichbar 
sein wird, weil in der Förderung des Bildungswesens 
notwendigerweise Prioritäten gesetzt werden müs- 
sen. 


Fragen 5 und 6 

Wie viele Sozialarbeiter sind in den Einrich- 
tungen der öffentlichen und freien Jugendhilfe 
tätig? Wie steht es um ihre Aus- und Fort- 
bildung? Wie ist es um ihren Status und ihre 
Besoldung bestellt? Wie ist die Nachwuchs- 
situation? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den zukünf- 
tigen Status und die Besoldung von Absolven- 
ten der Fachhochschulen gegenüber den Absol- 
venten der Fachschulen? 

Hält die Bundesregierung die Zahl, die Quali- 
fikation den Status und die Besoldung der 
Sozialarbeiter für ausreichend? Welche Maß- 
nahmen gedenkt die Bundesregierung gegebe- 
nenfalls zu ergreifen? 


Antwort 

In den Einrichtungen der öffentlichen und freien 
Jugendhilfe sind neben ehren- und nebenberuflichen 
Mitarbeitern in wachsendem Umfang hauptberuf- 
liche Mitarbeiter tätig. Die hauptberuflichen Fach- 
kräfte bestehen überwiegend aus Angehörigen der 
sozialen Berufe. Neben den in den Fragen genann- 
ten Sozialarbeitern spielen vor allem Sozialpäd- 
agogen, aber auch Erzieher der verschiedensten Art 
eine wesentliche Rolle. Die folgende Darstellung 
beschränkt sich analog der Fragestellung darauf, 
auf die Probleme der Sozialarbeiter einzugehen. Da- 
bei sind teilweise auch Sozialpädagogen mit ein- 
bezogen, da ihre Ausbildung ähnlich gestaltet ist, 
zum Teil in gleichen Ausbildungsstätten erfolgt, ihr 
Einsatz in bestimmten Bereichen mit einem Sozial- 
arbeiter austauschbar ist und es in zwei Ländern 
der Bundesrepublik Deutschland (Hamburg und 
Schleswig-Holstein) auch nur eine Berufsbezeich- 
nung, nämlich Sozialpädagoge, für beide Tätig- 
keiten gibt. 

Soweit der Bundesregierung von den zuständigen 
Landesbehörden Unterlagen zur Verfügung gestellt 
wurden, ergibt sich in der Bundesrepublik Deutsch- 
land über den Einsatz von Sozialarbeitern/Sozial- 
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Pädagogen und anderen sozialpädagogischen Fach- 
kräften folgendes Bild: 



Gesamtzahl 
der sozial- 
pädagogischen 
Fachkräfte 

Zahl der 
Sozialarbeiter/ 
Sozial- 
pädagogen 

Baden- 



Württemberg 

. ohne Angaben 

ohne Angaben 

Bayern 

. ohne Angaben 

ohne Angaben 

Berlin 

3 146 

901 

Bremen 
(einschließlich 
Berufspraktikum) . 

665 

49 

Hamburg 

ca. 2 200 

ca. 700 

Hessen 

ca. 6 080 

ca. 1 100 

Niedersachsen .... 

ohne Angaben 

ca. 555 

Nordrhein- 
Westfalen 

ohne Angaben 

ohne Angaben 

Rheinland-Pfalz . . 

ca. 2 000 

ca. 1 004 

Saarland 

540 

85 

Schleswig-Holstein 

ohne Angaben 

ohne Angaben 


Zahlen über die Tätigkeit von Sozialarbeitern in 
den freien Verbänden liegen nicht vor. 

Die Bundesregierung hält die Zahl der in der 
Jugendhilfe tätigen Sozialarbeiter noch nicht für 
ausreichend. Es ist gegenwärtig nicht möglich, alle 
für Sozialarbeiter ausgeschriebenen Stellen ent- 
sprechend zu besetzen. Darüber hinaus ist aber 
auch ein weiterer stellenmäßiger Ausbau in der 
öffentlichen Jugendhilfe und im Bereich der freien 
Verbände wünschenswert. 

Die Ausbildung der in der Jugendhilfe tätigen 
Sozialarbeiter/Sozialpädagogen ist unterschiedlich; 
ein großer Teil von ihnen sind Absolventen von 
Höheren Fachschulen für Sozialarbeit mit Gsemestri- 
ger Ausbildung und einem berufspraktischen An- 
erkennungsjahr. Daneben gibt es in beachtlicher 
Anzahl Sozialarbeiter mit an gleichartigen Schulen 
früher erworbener Ausbildung von vier Semestern 
Dauer und einem praktischen Jahr und solche mit 
Ausbildungen, die vor und während des II. Welt- 
krieges an Wohlfahrts- bzw. Volkspflegeschulen er- 
worben wurden. Im Ganzen kann jedoch zu diesen 
älteren Ausbildungen gesagt werden, daß sie sich 
nach der ursprünglich 1920 für Frauen in Preußen 
getroffenen staatlichen Ausbildungsordnung richte- 
ten, die bis etwa 1960 nahezu unverändert geblie- 
ben war. 

Gegenwärtig befindet sich die Ausbildung der 
Sozialarbeiter in einem umfassenden formellen und 
materiellen Umstrukturierungsprozeß. Die höheren 
Fachschulen für Sozialarbeit sind oder werden in 
Fachhochschulen für Sozialwesen umgewandelt. Da- 
mit wird die Ausbildung der Sozialarbeiter in den 
Hoch schulbereich einbezogen mit dem späteren Ziel 
der Integrierung der Studiengänge für Sozialarbeit 


und Sozialpädagogik in das Studiensystem der 
künftigen Gesamthochschulen, die im Regierungs- 
entwurf des Hochschulrahmengesetzes und im 
ersten Rahmenplan nach dem Hochschulbauförde- 
rungsgesetz vorgesehen sind. Dadurch soll sicher- 
gestellt werden, daß die Sozialarbeiter künftig eine 
theoretisch fundiertere und den komplizierter wer- 
denden Arbeitsfeldern angemessenere Ausbildung 
erhalten, ohne daß die gerade für diesen Beruf ent- 
scheidende Praxisbezogenheit verlorengeht. 

Diese Umwandlung ist zunächst weitgehend ein 
formaler Vorgang. Gleichzeitig aber ist die Dis- 
kussion um eine inhaltliche Verbesserung und Neu- 
gestaltung der Ausbildung in Gang gekommen. Die 
Bemühungen, der theoretischen Ausbildung ein 
stärkeres wissenschaftliches Niveau zu geben, um- 
fassen auch die Qualifikation der Dozenten. 

Konkrete Aussagen über die Einzelheiten der Neu- 
gestaltung der Studiengänge können zur Zeit noch 
nicht gemacht werden, da die neuen Studienordnun- 
gen und Studienprogramme, die den Studiengang 
einschließlich der Praktika festlegen, durch die ein- 
zelnen Fachbereiche im Zusammenwirken mit den 
verantwortlichen staatlichen Stellen neu erstellt 
werden. Schon jetzt läßt sich jedoch allgemein fest- 
stellen, daß 

— • eine verstärkte Vermittlung der human- und 
sozialwissenschaftlichen Grundlagen angestrebt 
wird 

“ eine Aufgliederung der bisherigen Allround- 
Ausbildung in ein differenziertes, fachspezifi- 
sches Schwerpunktstudium, das dem Studenten 
die Möglichkeit gibt, sich für seine späteren 
Aufgaben vertieft zu spezialisieren, ins Auge ge- 
faßt werden soll 

— eine Verstärkung der Methoden- Ausbildung vor- 
gesehen ist, die den Studenten befähigen soll, 
das theoretische Wissen in berufliches Können 
umzusetzen. 

Neben der Neugestaltung der Studiensemester wird 
auch die Frage der Einordnung und Neugestaltung 
des praktischen Jahres lebhaft diskutiert. 

Während die Umwandlung in allen Bundesländern 
bis Ende 1971 weitgehend abgeschlossen worden 
sein dürfte, werden die Bemühungen um eine in- 
haltliche Anhebung des Ausbildungsniveaus und 
um eine Neukonzipierung der Ausbildungsinhalte 
und -ziele noch längere Zeit in Anspruch nehmen. 

Die Bundesregierung begrüßt diese Entwicklung, 
die Ausbildung der Sozialarbeiter in den Hochschul- 
bereich einzubeziehen und ihr damit ein besseres 
wissenschaftliches Fundament und eine innere Neu- 
ordnung zu geben, nachdrücklich und unterstützt sie 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten. Auch wenn die Zu- 
ständigkeit für die Fragen der Ausbildung bei den 
Bundesländern liegt, hat die Bundesregierung doch 
gewisse, wenn auch verfassungsrechtlich eng be- 
grenzte Mitwirkungsmöglichkeiten. Der Bund hat 
gemäß Artikel 75 Abs. 1 Nr. 1 a des Grundgesetzes 
das Recht auf Erlaß von Rahmenvorschriften über 
die allgemeinen Grundsätze des Hochschulwesens. 
Die Regelung der Ausbildungsbeihilfen und die 
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Förderung der wissenschaftlichen Forschung fallen 
nach Artikel 74 Nr. 13 des Grundgesetzes in den 
Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung; beim 
Ausbau und Neubau von Hochschulen einschließlich 
der Hochschulkliniken wirkt der Bund unter den 
Voraussetzungen des Artikels 91 a des Grund- 
gesetzes mit. Die auf diesen Rechtsgrundlagen er- 
lassenen Gesetze oder von der Bundesregierung 
vorgelegten Gesetzentwürfe, wie z. B. das Hoch- 
schulrahmengesetz, das Hochschulbauförderungs- 
gesetz, das Bundesausbildungsförderungsgesetz, 
haben auch Bedeutung für die Ausbildung zum 
Sozialarbeiter und darüber hinaus auch für viele 
andere Fragen dieses Berufes. Daneben steht Arti- 
kel 91 b Grundgesetz, der das Zusammenwirken von 
Bund und Ländern aufgrund von Vereinbarungen 
bei der Bildungsplanung und bei der Förderung von 
Einrichtungen und Vorhaben der wissenschaftlichen 
Forschung von überregionaler Bedeutung behan- 
delt. 

Die Bundesregierung hat gemäß der Bedeutung 
ihrer Beteiligung an den Ausbildungsfragen der 
Sozialarbeiter und darüber hinaus auch an den 
Fragen anderer sozialer Berufe im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit ein be- 
sonderes Referat geschaffen, das sich mit den Pro- 
blemen der sozialen Berufe und damit auch in be- 
sonderer Weise mit den Problemen der Sozial- 
arbeiter befaßt. Auf Anregung des Bundesministe- 
riums für Jugend, Familie und Gesundheit in der 
Jugendministerkonferenz im Oktober 1970 haben 
die Obersten Jugendbehörden der Länder eine Kom- 
mission eingesetzt, die sich mit Fragen der sozialen 
Berufe befaßt und in der der Bund gleichberechtigt 
mitarbeitet. Diese Kommission hat einen zusammen- 
fassenden Bericht über die sozialen Berufe erstellt 
und eine Reihe von Empfehlungen ausgesprochen, 
die von der Jugendministerkonferenz am 2. No- 
vember 1971 angenommen wurden. Es wird nun- 
mehr Aufgabe der Jugendminister der Länder sein, 
ihre Verwirklichung im Zusammenwirken mit den 
Kultusministern und den Finanzministern der Bun- 
desländer sicherzustellen. Soweit der Bund selbst 
betroffen ist oder an der Verwirklichung der Be- 
schlüsse mitwirken kann, wird er das tun. 

Die Einbeziehung der Ausbildung der Sozialarbeiter 
in den Bereich der Hochschule, die dazu führt, daß 
die Absolventen der Fachhochschulen eine Graduie- 
rung erfahren, wirft für die bereits in der Berufs- 
praxis stehenden Sozialarbeiter wichtige berufs- 
politische Fragen auf. Viele von ihnen haben, auch 
in Form von gemeinsam gefaßten Resolutionen, die 
Nachgraduierung gefordert. Die Ständige Konferenz 
der Kultusminister berät gegenwärtig über die 
Frage der statusmäßigen Gleichstellung. Es steht zu 
erwarten, daß sie nach Abschluß der Beratungen 
bundeseinheitlich geregelt wird. Dabei sollte eine 
Nachgraduierung ohne Auflage für die Betroffenen 
vorgenommen werden. Es wird jedoch zu prüfen 
sein, welche früher abgelegten Ausbildungen, außer 
der einer Gsemestrigen Ausbildung an einer Höhe- 
ren Fachschule, in eine solche Regelung einbezogen 
werden können. Hierzu werden gegenwärtig in den 
einzelnen Bundesländern Erhebungen angestellt, die 


die endgültige Entscheidung der Kultusminister 
vorbereiten. 

Angesichts der unterschiedlichen Ausbildungen, die 
die in der Berufspraxis stehenden Sozialarbeiter be- 
sitzen, und angesichts der schnellen Wandlungen im 
Bereich der wissenschaftlichen Erkenntnisse über die 
Probleme der Sozialarbeit besitzt die Frage der Fort- 
bildung und der Ausweitung der hier gegebenen 
Möglichkeiten eine besondere Bedeutung. Fortbil- 
dung ist zunächst eine persönliche Pflicht der je- 
weils in einem Beruf verantwortlich arbeitenden 
Menschen. Dabei könnten — bei Vorliegen der Vor- 
aussetzungen — Leistungen nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz gewährt werden. Die Aufgabe, ihm 
Bildungsangebote zu machen, trifft sowohl die An- 
stellungsträger der freien wie auch der öffentlichen 
Jugendhilfe als auch die Länder und den Bund. Ent- 
sprechend der föderalistischen Struktur der Bundes- 
republik und entsprechend der Vielfalt in der Struk- 
tur, vor allem der freien Jugendhilfe, ist das Fort- 
bildungsangebot außerordentlich vielfältig und im 
inhaltlichen wie im methodischen Ansatz unter- 
schiedlich. Fortbildung geschieht unmittelbar am 
Arbeitsplatz in Form von gezielten Fortbildungs- 
maßnahmen, durch eigene Fortbildungsveranstaltun- 
gen von Jugendämtern, durch Arbeitsgemeinschaften 
auf kommunaler Ebene oder innerhalb eines Ver- 
bandes, durch sozialpädagogische Fortbildungssemi- 
nare, durch eigene Fortbildungsveranstaltungen von 
Landesjugendämtern, durch staatlich geförderte Fort- 
bildungslehrgänge öffentlicher und freier Träger aus 
Landesmitteln, durch staatlich geförderte Fachtagun- 
gen von Berufsverbänden und Fachorganisationen 
auf Landes- und Bundesebene. 

Daneben fördert der Bund in erheblichem Umfang 
bundeszentrale Fortbildungsstätten. Wegen ihrer be- 
sonderen Bedeutung für die Fortbildung im Bereich 
der Jugendarbeit seien hier die folgenden genannt; 

Fortbildungswerk des Deutschen Vereins für 
öffentliche und private Fürsorge, Frankfurt 
(Main), 

Akademie für Jugend- und Sozialarbeit, Frank- 
furt (Main), 

Akademie für Jugendfragen, Münster, 

Akademie Remscheid für musische Bildung und 
Medienerziehung, Remscheid, 

Victor Gollancz-Stiftung e. V., Frankfurt (Main), 

Deutsche Landjugendakademie, Klausenhof, 

Deutsche Landjugendakademie, Fredeburg, 

Evang. Landjugendakademie, Altenkirchen (We- 
sterwald). 

Der Bedarf an und die Nachfrage nach Teilnahme 
an Fortbildung ist jedoch erheblich größer als das 
zur Verfügung stehende Fortbildungsangebot. Die 
Bundesregierung hat ebenso wie die Bundesländer 
im Bereich ihrer Förderung die Mittel, die sie für die 
Fortbildung bereitgestellt hat, laufend verstärkt und 
hat auch im Haushaltsvoranschlag 1972 wiederum 
eine höhere Summe angesetzt. Außer dem finan- 
ziellen Engpaß besteht jedoch in vielen Bereichen 
ein Mangel an qualifizierten Dozenten, der aber 
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hoffentlich in wenigen Jahren behoben oder ent- 
scheidend reduziert werden wird. Anlaß zu dieser 
günstigen Einschätzung bietet die Tatsache, daß an 
verschiedenen Universitäten sozialpädagogische und 
verwandte Lehrstühle geschaffen werden, so daß 
interessierten Studenten längerfristige Studien- 
gänge offenstehen, die sie u. a. auch befähigen, in 
einer Aus- und/oder Fortbildungseinrichtung eine 
Dozentur zu übernehmen. 

Die Besoldungssituation der Sozialarbeiter hat sich 
in den letzten Jahren erheblich verbessert. Beson- 
dere Bedeutung besitzen die beruflichen Besserstel- 
lungen, die nach etwa einjährigen Verhandlungen 
im Mai/ Juni 1970 zwischen den Bund, der Tarif- 
gemeinschaft deutscher Länder und der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeberverbände einerseits 
sowie der Gewerkschaft öffentlicher Dienst, Trans- 
port und Verkehr und der Deutschen Angestellten- 
gewerkschaft andererseits erreicht wurden, und die 
überwiegend am 1. April 1970 in Kraft traten. 

Zunächst bringen diese Eingruppierungs-Tarifver- 
träge in formeller Hinsicht eine Vereinheitlichung 
des Tarifrechts mit sich. Bisher hatten Bund und 
Länder einerseits und die Kommunen andererseits 
verschiedene Regelungen, wobei die Sozialarbeiter 
jeweils in bestimmten Vergütungsgruppen nach dem 
BAT eingestellt wurden, während für den Bereich 
der Erziehung eine besondere Vergütungsordnung 
galt. Nunmehr haben Bund, Länder und Kommunen 
eine gemeinsame und zwar besondere Tarifgruppe 
für die sozialen Fachkräfte verabschiedet. 

Bezüglich der Sozialarbeiter ist besonders hervor- 
zuheben, daß sie im Gegensatz zur früheren Ein- 
stufung in die Gruppe VI b BAT jetzt unmittelbar 
nach Abschluß der Ausbildung in die Gruppe V b 
eingestuft werden. 

Nach bisherigem Tarifrecht war für die genannte 
Berufsgruppe eine Aufstiegsmöglichkeit bis ein- 
schließlich IV a BAT möglich; nunmehr gibt es eine 
Eingruppierungsmöglichkeit bis zu Verg.Gr. III BAT. 
Die qualifizierte Einstufung richtete sich in der Ver- 
gangenheit stark nach der Anzahl der Plätze in den 
von den Fachkräften betreuten Gruppen und Ein- 
richtungen; jetzt wird die bessere Eingruppierung 
stärker von der Anzahl der Mitarbeiter abhängig 
gemacht. Dies ist eine besonders wichtige Verbesse- 
rung, weil die Anzahl der Fachkräfte verstärkt wer- 
den soll und zugleich eine Verringerung der Platz- 
zahlen angestrebt wird. Dadurch hat eine erheblich 
größere Anzahl von Fachkräften die Möglichkeit, 
qualifizierte Positionen zu erhalten. 

Analog zu diesem Tarifvertrag haben auch die freien 
Träger ähnliche Tarife abgeschlossen. 

Dieser Tarifvertrag berücksichtigt noch nicht die 
Ausbildung von Sozialarbeitern an Fachhochschulen. 
Es wird davon auszugehen sein, daß nach Abschluß 
der Diskussion über die neue Ausbildungsordnung 
über die Fragen der Besoldung erneut verhandelt 
werden wird. Es läßt sich daher zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch nicht sagen, welchen Status und 
welche Besoldung der Sozialarbeiter nach Abschluß 
der Umgestaltung der Ausbildung endgültig haben 
wird. 


Das Interesse der jungen Menschen an sozialen Be- 
rufen, insbesondere an denen des Sozialarbeiters 
und Sozialpädagogen, ist recht groß und wächst zu- 
sehends weiter. Die Nachwuchssituation ist daher 
als durchaus günstig zu beurteilen. Leider müssen 
gegenwärtig noch viele Bewerber von den Fachhoch- 
schulen abgewiesen werden. Als eine besonders 
dringende Aufgabe stellt sich daher der weitere 
Ausbau der Fachhochschulen dar. Zu dieser Frage 
hat eine von den Obersten Landesjugendbehörden 
durchgeführte Erhebung folgendes Bild ergeben: 

Baden-Württemberg 

Geplant sind 2 öffentliche Fachhochschulen (FHSch), 
3 weitere private FHSch sollen errichtet werden. 

Bayern 

Es wurden 8 staatliche FHSch errichtet, davon 2 mit 
dem Fachbereich „Sozialwesen". 

Außerdem .sollen 2 weitere nichtstaatliche Stiftungs- 
FHSch der Ausbildungsrichtung „Sozialwesen" ent- 
stehen. Bis 1975 sollen insgesamt 4000 Studienplätze 
bereitstehen (bisher für sämtliche Höheren Fach- 
schulen 1430 Studienplätze). 

Berlin 

Es besteht 1 staatliche FHSch (2 „Akademien" 
wurden zusammengelegt) mit 350 Studienplätzen. In 
Kürze wird eine dritte private Akademie mit rd. 
300 Studienplätzen in eine private FHSch um- 
gewandelt. Zwei weitere Akademien wollen nicht 
FHSch werden. 

Bremen 

Es besteht 1 FHSch mit beiden Fachbereichen (so- 
wie dem Fachbereich Sozialökonomie/Hauswirt- 
schaft) — in öffentlicher Trägerschaft. Zum Winter- 
semester 1971 wurden 460 Studienplätze (280 für 
Sozialpädagogen, 180 für Sozialarbeiter) bereit- 
gestellt. 1972 sind 580 Plätze und 1973 720 Plätze 
vorgesehen. 

Hamburg 

Es besteht 1 staatliche FHSch mit z. Z. 532 Studien- 
plätzen. (Im Frühjahr 1971 konnten von 650 Be- 
werbern nur 250 aufgenommen werden.) Nach der 
Planung werden im Jahr 1975 1200 bis 1350 Studien- 
plätze, für 1981 jedoch 1800 Studienplätze erforder- 
lich, d. h. um das Jahr 1975 jährlich etwa eine Ab- 
gangszahl von 300 bis 350, um das Jahr 1981 etwa 
500 bis höchstens 550. 

Hessen 

Es sind 5 öffentliche FHSch, dazu 1 private (evange- 
lisch) geplant. Vorausschau der Kapazität: von 722 
im Jahre 1969 zu 1690 im Jahre 1975 und rd. 5000 
im Jahr 1985. 

Niedersachsen 

Man rechnet mit 600 Studienplätzen an FHSch mit 
öffentlichen und mindestens 450 Plätzen an solchen 
mit privater Trägerschaft. Weitere Studienplätze im 
staatlichen Bereich sind geplant. 
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Nordrhein-Westfalen 

Im Wintersemester 1971/72 stehen an den staat- 
lichen FHSch im Fachbereich Sozialwesen 2989 Stu- 
dienplätze zur Verfügung. Dazu kommen weitere 
1844 Studienplätze an den FHSch für Sozialwesen 
in freier Trägerschaft, so daß im Wintersemester 
1971/72 4742 Studenten ihre Ausbildung erhalten. 

Rheinland-Pfalz 

Es bestehen 1 evangelische FHSch mit 250 bis 300 
Plätzen; 1 katholische FHSch ist geplant; 1 staat- 
liche FHSch mit 300 Plätzen ist geplant. 

Bei diesen durchweg beträchtlichen Zahlen wird 
allerdings zu berücksichtigen sein, daß voraussicht- 
lich ein nicht geringer Teil der Studierenden nach 
dem 3. Semester (auch nach Ausbildungsabschluß) 
von der Möglichkeit eines weiteren Studiums an 
der Hochschule Gebrauch machen wird. 


Frage 7 

Welches Konzept vertritt die Bundesregierung 
in der Jugendhilfe? Welche Schlußfolgerungen 
zieht sie aus den sachlichen Ergebnissen des 
4. Deutschen Jugendhilfetages? 

Antwort 

I. Konzept der Bundesregierung in der Jugendhilfe 

Innovation der Jugendhilfe-Maßnahmen 

Ausgehend von der Erkenntnis, daß eine zukunfts- 
orientierte Jugendpolitik eine längerfristige Jugend- 
hilfekonzeption voraussetzt, hat die Bundesregie- 
rung damit begonnen, in Zusammenarbeit mit an- 
erkannten Wissenschaftlern und Praktikern der 
Jugendhilfe erstmals ein umfassendes inhaltliches 
Jugendhilfekonzept zu entwickeln. Aufgabe eines 
eigens hierfür gebildeten Ausschusses des Bundes- 
jugendkuratoriums, das die Bundesregierung in den 
grundsätzlichen Fragen der Jugendhilfe — also ge- 
rade bei konzeptionellen Problemen — berät, ist 
es, grundlegende Vorstellungen über Begriff und 
Inhalte moderner Jugendhilfe zu erarbeiten. 

Dabei wird Jugendhilfe als dynamischer Prozeß 
verstanden. Gegebenheiten und Erfordernisse der 
Jugendhilfe wechseln ständig und in Teilbereichen 
sogar von Jahr zu Jahr. Während Viggo Graf 
Blücher noch in der 1966 erschienen Studie über 
die „Generation der Unbefangenen" zu dem Ergeb- 
nis kam, daß „Anpassung das dominante Ver- 
haltensmuster der Jugend" sei, folgte in den Jahren 
1967/1968 in den Unruhen, insbesondere der studen- 
tischen Jugend, ein Höhepunkt der Nichtanpassung. 
Die Dynamik dieser Entwicklung ist nicht immer 
richtig eingeschätzt worden. Berichte und Analysen 
haben sich in der Vergangenheit häufig mit der 
Funktion einer Momentaufnahme begnügt. Bei den 
jetzigen konzeptionellen Überlegungen — das hat 
bereits der Dritte Jugendbericht gezeigt — wird 
dagegen berücksichtigt, daß künftige Abläufe weit- 
gehend durch Planung beeinflußbar sind. 


Vom Grundsatz her wird es um die Realisierung 
eines emanzipatorischen Erziehungsanspruchs ge- 
hen. Da es dazu einer Vielzahl von rechtlichen und 
sozio-ökonomischen Korrekturen, einer umfassen- 
den, Vorurteile abbauenden Aufklärungsarbeit und 
letztlich eines großen finanziellen Aufwandes be- 
darf, läßt sich ein solches Ziel nicht kurz- oder auch 
nur mittelfristig erreichen. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß sie erst 
am Anfang einer durchgreifenden und fundierten 
Innovation der Jugendhilfemaßnahmen steht. Zur 
Zeit erscheinen drei Teilbereiche wegen der Ver- 
säumnisse in der Vergangenheit und wegen ihrer 
Auswirkung auf andere Bereiche vorrangig: die 
Sozialisation im Kindesalter, das Vorfeld der Heim- 
erziehung und diese selbst sowie die außer- 
schulische Jugendbildung. Insoweit sollen diese 
Überlegungen mit besonderem Nachdruck voran- 
getrieben werden. 

Reform des J iig endhilf er echt s 

Entsprechend der Ankündigung in der Regierungs- 
erklärung arbeitet das Bundesministerium für Ju- 
gend, Famile und Gesundheit im Zusammenwirken 
mit einer Expertenkommission seit Juli 1970 an 
einer grundlegenden Reform des gesamten Jugend- 
hilferechts. Nach dem jetzigen Stand der Beratungen 
wird noch in dieser Legislaturperiode ein Entwurf 
des neuen Jugendhilferechts der Öffentlichkeit vor- 
gelegt. Es wird auf der Grundlage der von der 
Kommission erarbeiteten Empfehlungen erstellt und 
berücksichtigt die Ergebniss des Dritten Jugend- 
berichts und der Stellungnahme der Bundesregie- 
rung. Es wird dann die Möglichkeit bestehen, sich 
kritisch zu dem Entwurf zu äußern. Insbesondere 
Stellungnahmen der jungen Generation dazu wer- 
den erwartet und die Überlegungen einbezogen. 

Inhaltlich geht es vor allem darum, das Jugend- 
wohlfahrtsgesetz in der Fassung der Neubekannt- 
machung vom 6. August 1970 (BGBl. I S. 1197) aus 
einem Jugendamts- und Maßnahmegesetz in ein 
Leistungsgesetz mit klaren Rechtsansprüchen auf 
erzieherische Hilfen zu verwandeln. Der junge 
Mensch wird nicht mehr als Objekt, sondern als 
Subjekt gesehen; Ziel ist nicht mehr die „leidliche, 
seelische und gesellschaftliche Tüchtigkeit", son- 
dern die umfassende Entwicklung und die freie Ent- 
faltung der Persönlichkeit. 

Im Hinblick auf Einzelheiten über die Reform- 
vorstellungen zum Jugendhilferecht wird auf die 
Stellungnahme der Bundesregierung zum Dritten 
Jugendbericht verwiesen. 

Erziehungshilfen im Vorfeld der Heimerziehung und 
Heimerziehung 

Die Vorstellungen der Bundesregierung zu diesem 
Themenkomplex werden bei der Beantwortung der 
Frage 8 dargestellt. 

Flankierende Maßnahmen zum Jugendhilferecht 

Ohne eine Änderung des § 1666 BGB würde die 
Jugendhilferechtsreform Stückwerk bleiben. An der 
beabsichtigten Reform des Sorgerechts wird daher 
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intensiv gearbeitet ebenso wie an der Erneuerung 
des Adoptionsrechts, die eine erleichterte Ersetzung 
der Zustimmung zu einer Adoption dann ermög- 
lichen soll, wenn sonst das Kind in einem Heim er- 
zogen werden müßte. 

Wahlalter und Volljährigkeit sind von einschnei- 
dender Bedeutung für die Stellung des jungen Men- 
schen in und zu der Gesellschaft. Das Wahlalter 
wurde durch das 27. Gesetz zur Änderung des 
Grundgesetzes vom 31. Juli 1970 herabgesetzt. 

Im Rahmen der Reform des Jugendhilferechts wird 
auch zu überlegen sein, ob die Jugendschutzgesetze 
(Gesetz zum Schutze der Jugend in der öffentlich- 
ket, Gesetz über die Verbreitung jugendgefährden- 
der Schriften) in ein neues Jugendhilfegesetz ein- 
zubringen sind. Mit dieser Frage wird die Jugend- 
hilferechtskommission sich noch zu befassen haben. 

Zunächst wird es aber erforderlich sein, eine Reform 
dieser Gesetze gesondert durchzuführen. Die Bun- 
desregierung hat ihre Konzeption in bezug auf den 
gesetzlichen Jugendschutz in ihren Antworten auf 
zwei parlamentarische Anfragen dargelegt und über 
den Stand der Vorarbeiten für eine Neufassung der 
Gesetze berichtet (Drucksachen Yl/53\ und VI/2760). 
Auf diese Antworten wird Bezug genommen. Er- 
gänzend ist lediglich hinzuzufügen, daß ein Refe- 
rentenentwurf für die Neufassung des Gesetzes zum 
Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit in Kürze 
vorgelegt werden wird, damit das Gesetzesvorhaben 
noch in dieser Legislaturperiode zum Abschluß ge- 
bracht werden kann. 

Elementarerziehung 

Dieser Bereich ist Gegenstand der gemeinschaft- 
lichen Planung von Bund und Ländern im Rahmen 
der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung. 
Die bisherigen Arbeitsergebnisse haben ihren 
Niederschlag in dem Zwischenbericht gefunden. Die 
Elementarerziehung muß Teil eines umfassend ge- 
planten und gegliederten öffentlichen Bildungs- 
wesens werden, dessen Einrichtungen jedermann 
offenstehen. Im Lichte von Ergebnissen der jünge- 
ren begabungswissenschaftlichen Forschung soll die 
familienergänzende frühkindliche Förderung im 
Elementarbereich ein völlig verändertes Gewicht 
erhalten. Neben dem sozialen Auftrag des Kinder- 
gartens z. B., der weiterhin fortbesteht, wird mehr 
und mehr ein gezielter Bildungsauftrag treten. Die 
Bundesregierung hat, indem sie die im Strukturplan 
für das Bildungswesen von der Bildungskommission 
des Deutschen Bildungsrates mitgeteilten Auffassun- 
gen anerkennt, in ihrem Bildungsbericht die be- 
sondere Wichtigkeit und Vordringlichkeit der Ele- 
mentarerziehung betont. 

Bundesausbildungsförderungsgesetz 

Eine wichtige materielle Basis für die Durchsetzung 
des bereits genannten Erziehungsanspruchs ist die 
Ausbildung sförderung. 

Seit dem 1. Juli 1970 wurde nach dem Ersten Aus- 
bildungsförderungsgesetz vom 19. September 1969 
für Schüler von weiterführenden allgemein- und 
berufsbildenden Schulen ab Klasse 11 Ausbildungs- 


förderung nach Bedarfssätzen geleistet, die bereits 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
durch das Erste Änderungsgesetz vom 27. Juni 1970 
angehoben worden waren. 

Entsprechend der Entschließung des Deutschen Bun- 
destages vom 26. Juni 1969 (Drucksache V/4377) 
wurden durch das Bundesausbildungsförderungsge- 
setz vom 26. August 1971 (BGBl. I S. 1409) ab 1. Ok- 
tober 1971 auch die Studierenden des tertiären Bil- 
dungsbereichs in eine bundeseinheitliche Förde- 
rungsregelung einbezogen. Gleichzeitig wurden die 
Bedarfssätze und die Einkommensfreibeträge er- 
höht. 

Durch diese umfassende gesetzliche Neuregelung 
wurden das bisherige, auf den Sekundarbereich be- 
schränkte Erste Ausbildungsförderungsgesetz, die 
auf einer Vereinbarung zwischen Bund und Ländern 
beruhende Studienförderung nach dem sog. Honnefer 
Modell und die landesrechtlichen Vorschriften über 
die Förderung der Studierenden an nichtwissen- 
schaftlichen Hochschulen, Ingenieur- und Höheren 
Fachschulen (sog. Rhöndorfer Modell) abgelöst. Das 
Gesetz ist auf einen schrittweisen Ausbau des För- 
derungssystems hin angelegt. Von den Vorschriften 
über die Förderung in den dort aufgeführten Aus- 
bildungsgängen sind vorerst noch nicht in Kraft ge- 
setzt die Vorschriften über die Ausbildungsförde- 
rung 


— anderer als heimatloser oder asylberechtigter 
Ausländer. 

Diese Regelungen werden entsprechend den finan- 
ziellen Möglichkeiten von Bund und Ländern durch 
besondere Gesetze in Kraft gesetzt werden. 

Bei der Ausbildungsförderung werden zur Deckung 
des Ausbildungsbedarfs zunächst die eigenen Mittel 
des Auszubildenden, seines Ehegatten und seiner 
Eltern berücksichtigt. Das Einkommen der Eltern 
wird nur bei Abendgymnasiasten und Kollegiaten 
außer acht gelassen. Eine generell elternunabhän- 
gige Ausbildungsförderung wird in absehbarer Zeit 
insbesondere wegen der sehr hohen Aufwendungen 
nicht verwirklicht werden können. 

Außerschulische Jugendbildung und Bundesjugend- 
plan 

Wie bereits an anderer Stelle ausgeführt, wachsen 
Teile der Jugendhilfe immer stärker in den Bildungs- 
bereich hinein. So ist auch die Aufnahme des Ab- 
schnitts „Außerschulische Jugendbildung" in den 
Bildungsgesamtplan ein erster Schritt zur Verklam- 
merung von Jugendhilfe und Bildunsgreform. 

Die Konzeption der Bundesregierung geht davon 
aus, daß die außerschulische Jugendbildung unter 
stärkerer Orientierung an den Zielen der Bildungs- 


— der Schüler von Berufsfachschulen, die als Zu- 
gangsvoraussetzung den Realschulabschluß oder 
eine vergleichbare Ausbildung nicht fordern, 

— der aus Gründen der Ausbildung außerhalb des 
Elternhauses untergebrachten Schüler von Real- 
schulen und Gymnasien der Klassen 5 bis 9, 

' — aller Schüler der Klasse 10 der weiterführenden 
allgemeinbildenden Schulen und Fachoberschulen, 
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reform als eigenständiger Bereich fortentwickelt wer- 
den muß. Das ist das Hauptziel. Außerschulische Ju- 
gendbildung soll das institutionelle Angebot des 
übrigen Bildungswesens ergänzen. Die Vielfalt der 
Strukturen und Formen und die erhebliche Fluk- 
tuation der Teilnehmer erschweren langfristige Pro- 
gnosen und Quantifizierungen; deshalb ist für die 
weitere Entwicklung ein hohes Maß kontinuierlicher 
und planmäßiger Kooperation zwischen den Trägern 
sowie dem Bund und den Ländern erforderlich. Ins- 
gesamt sollen die Voraussetzungen dafür gesichert 
werden, daß junge Menschen sich frei zusammen- 
schließen sowie Formen und Inhalte des Angebots 
je nach Interesse, Neigung und Bildungsbedürfnis 
maßgeblich mitbestimmen können; aber auch dafür, 
daß gesellschaftliche Gruppen sich in weitreichender 
Selbstverantwortung frei entfalten können. 

Beim Ausbau der außerschulischen Jugendbildung 
soll besonders Gewicht auf die politische Bildung 
und jene Bereiche der Jugendarbeit gelegt werden, 
in denen ein unmittelbares gesellschaftliches En- 
gagement junger Menschen wirksam wird. Außer- 
schulische Jugendbildung soll künftig stärker als 
bisher beim Ausgleich von sozial bedingten Benach- 
teiligungen mithelfen. Das Bildungsangebot soll 
insbesondere durch Fortentwicklung von Didaktik 
und Methodik, Erhöhung des Anteils hauptamtlicher 
pädagogischer Mitarbeiter sowie Intensivierung der 
Aus- und Fortbildung ehren- und hauptamtlicher 
Mitarbeiter verbessert werden und sich an eine 
größere Zahl junger Menschen richten. Weitere Ziele 
sind die bessere Koordination der Bildungsarbeit 
öffentlicher und freier Träger sowie Verstärkung 
der Kooperation der außerschulischen Jugendbil- 
dung mit dem übrigen Bildungswesen. 

Das wichtigste Instrument der Jugendpolitik der 
Bundesregierung im Rahmen ihrer Förderungszu- 
ständigkeit ist und bleibt der Bundesjugendplan. Er 
ist kein feststehendes Förderungswerk, sondern be- 
darf laufend der Fortschreibung, inhaltlich und vom 
Haushaltsansatz her. Die Neufassung der Förde- 
rungsrichtlinien ist ein erster Schritt zu einer Um- 
gestaltung des Bundesjugendplanes. Es gilt, neue 
und deutlichere Akzente zu setzen. Der Begriff einer 
„den Zielen des Grundgesetzes förderlichen Arbeit", 
mit dem § 9 Abs. 1 des Jugendwohlfahrtsgesetzes 
die Grenze der Förderungsmöglichkeit aus öffent- 
lichen Mitteln umschreibt, wird in den neuen Richt- 
linien in Anlehnung an die Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgericht verdeutlicht. Diese Klarstel- 
lung geht auf Anregungen aus dem Bereich der 
freien Träger zurück. Gegenüber den kritischen 
Äußerungen dazu ist auf das Begleitschreiben des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Gesund- 
heit (GMBl. 1970 S. 621) an die Jugendhilfeträger 
hinzuweisen. Dort ist ausdrücklich gesagt: „. . ., daß 
die Fortentwicklung unserer Verfassung und der in 
ihr verankerten parlamentarisch-repräsentativen 
Willensbildung selbstverständlich Thema politischer 
Bildung sein soll. Die Richtlinien fordern kein Ver- 
harren im Bestehenden. Es geht durchaus um ein 
dynamisches Demokratie-Verständnis. Das Grund- 
gesetz selbst gibt den Weg für seine Fortentwick- 
lung frei". Es kommt daher entscheidend darauf an, 


daß bei Vorstellungen und Vorschlägen zur Ver- 
änderung unserer Gesellschaft die Grundsätze und 
Normen respektiert werden, die unser staatliches 
Zusammenleben in Freiheit allein ermöglichen. Wer 
Veränderungen außerhalb der verfassungsmäßigen 
Möglichkeiten anstrebt, kann nicht aus öffentlichen 
Mitteln gefördert werden. 

Der Bundesjugendplan will dazu beitragen, daß 
junge Menschen ihre Persönlichkeit frei entfalten, 
ihre Rechte wahrnehmen und ihrer Verantwortung 
in Gesellschaft und Staat gerecht werden. Schwer- 
punkt des Bundesjugendplanes ist daher die politi- 
sche Bildung. Sie soll jungen Menschen Kenntnisse 
über Gesellschaft und Staat vermitteln, die Urteils- 
bildung über politische Vorgänge und Konflikte er- 
möglichen, zur Wahrnehmung der eigenen Rechte 
und Interessen ebenso wie der Pflichten und Ver- 
antwortlichkeiten gegenüber der Gesellschaft be- 
fähigen sowie zur Mitwirkung an der Gestaltung 
einer freiheitlich demokratischen Lebens- und Staats- 
ordnung anregen. In diesem Sinne verstanden, wen- 
det sich die politische Bildung von einer statischen 
Betrachtungsweise ab und einem Denken in dyna- 
mischen Prozessen zu. 

Der Staat ist verpflichtet, sein Förderungsangebot 
für außerschulische Jugendbildung an alle jungen 
Menschen zu richten, unabhängig davon, ob sie sich 
einer Organisation als Mitglied angeschlossen haben 
oder nicht. So kommt es darauf an, neben dem von 
jungen Menschen aus eigener Entscheidung einge- 
gangenen Engagement in einer Gruppe oder einem 
Verband, das wegen seiner grundlegenden Bedeu- 
tung für die Festigung der Demokratie als besonders 
förderungswürdig angesehen wird, auch für den 
großen Teil der Jugend, der sich nicht organisato- 
risch gebunden hat, ein entsprechendes Bildungs- 
angebot zu machen. Das gilt auch für den Bereich 
der politischen Bildung, um den sich der Bund 
schwerpunktmäßig bemüht, damit über die Anre- 
gung des politischen Bewußtseins ein politisches 
Engagement erreicht wird. Deshalb sollen dje Ini- 
tiativen der Bildungseinrichtungen und Verbände 
in dieser Richtung verstärkt unterstützt werden. 

Diejenigen Programme, in denen sich ein unmittel- 
bares soziales Engagement junger Menschen mani- 
festiert, werden ausgebaut. Der Stellenwert des Ex- 
periments und der Forschung muß verbessert wer- 
den. Durch Einrichtung eines besonderen Program- 
mes zur Erprobung neuer Wege in der Jugendarbeit 
wird der Spielraum für neue didaktisch-methodische 
Ansätze — vor allem für sozial benachteiligte Kin- 
der und Jugendliche — verbreitert. Auch das neue 
Programm der „Sportlichen Jugendbildung" soll in 
umfassendem Sinne unter pädagogischen, sozialen 
und gesundheitlichen Gesichtspunkten zur Bildung 
junger Menschen beitragen. 

In der internationalen Jugendpolitik sind die deut- 
schen Initiativen für ein Europäisches Jugendwerk 
erfolgversprechend. Das Ministerkomitee des Euro- 
parats hat inzwischen einen einstimmigen Grund- 
satzbeschluß gefaßt, daß ein Europäisches Jugend- 
werk im Rahmen des Europarats geschaffen werden 
soll, das auch Nichtmitgliedstaaten offensteht. Eine 
endgültige Entscheidung über die Gründung des 
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Europäischen Jugendwerks soll im Mai auf der 
Grundlage eines vorbereiteten Statutenentwurfs ge- 
troffen werden. Das Deutsch-Französische Jugend- 
werk behält seine Eigenständigkeit, ebenso wie die ^ 
bilateralen Vereinbarungen nichts an Bedeutung I 
verlieren. Im Rahmen des deutsch-französischen Ju- 
gendaustausches, für den sich eine gute Bilanz er- 
gibt, kommt es jetzt darauf an, den Anteil der arbei- j 
tenden Jugend möglichst zu erhöhen. Bei der Wei- j 
terentwicklung der Programme wird in erster Linie 
auf eine Verbesserung der Qualität geachtet werden. 
Die Beteiligung der Jugend am Aufbau Europas wird 
durch Pläne angestrebt, bei der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft institutionell einen Jugendbei- 
rat aus Vertretern der europäischen Jugend einzu- 
setzen. In engem Zusammenhang mit diesen euro- 
päischen Initiativen ist die Bundesregierung be- 
strebt, den Ausbau der internationalen Jugendarbeit 
in bilateralen und multilateralen Formen mit der 
notwendigen Förderung fortzusetzen. 

Im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft strebt 
die Bundesregierung die Schaffung eines „Jugend- 
beirats" an, in dem Vertreter nationaler und inter- 
nationaler Jugendverbände nicht nur verstärkt über 
die Probleme der Europäischen Gemeinschaft infor- 
miert werden, sondern vor allem das Recht erhalten 
sollen, sich aktiv an der europäischen Diskussion 
aller Gemeinschaftsprobleme, insbesondere der Ju- 
gend-, Erziehungs- und Bildungsfragen zu beteiligen. 

Bekämpfung des Drogen- und Rauschmittelmiß- 
brauchs 

Die gegenwärtige Situation im Bereich des Drogen- 
und Rauschmittelmißbrauchs ist gekennzeichnet 
durch eine nahezu epidemische Ausdehnung des 
Drogenkonsums auf die jüngeren Jahrgänge der 13- 
und 12jährigen einerseits und die Zunahme des Miß- 
brauchs von „härteren Stoffen" andererseits. Vom 
Drogenmißbrauch sind alle Schichten der Bevölke- 
rung betroffen. Wenn auch in Großstädten und Bal- 
lungsgebieten die Drogenszenen besonders deutlich 
in Erscheinung treten, so sind ländliche Gebiete im 
ganzen gesehen ebenfalls davon berührt. 

Verschiedene Untersuchungen aus jüngster Zeit 
kommen ziemlich übereinstimmend zu dem Ergeb- 
nis, daß etwa 30 bis 40 v. H. aller Jugendlichen im 
Alter von 15 bis 25 Jahren bereits mit Drogen in 
Berührung gekommen sind. Von diesem Kreis sind 
etwa 10 V. H. zu Öfterem oder häufigem Drogen- 
konsum übergegangen. Die Zahl der regelmäßigen 
Drogenkonsumenten, die sich aus eigener Kraft nicht 
mehr aus ihrer Drogenabhängigkeit und -Süchtigkeit 
befreien können, wird mit 2 bis 5 v. H. des vorge- 
nannten Kreises angegeben. Nach Hochrechnungen 
ergeben sich daraus für die erstgenannte Gruppe 
der akut Gefährdeten etwa 2,5 Millionen Jugend- 
liche, für die mittlere Gruppe der Drogenabhängigen 
etwa 250 000 Jugendliche und für die dritte Gruppe 
der absolut Süchtigen etwa 5000 bis 12 000 Jugend- 
liche. Diese Unterlagen beruhen auf Erhebungen aus 
der ersten Hälfte des Jahres 1971 ohne Berücksichti- 
gung der neueren Entwicklung. 

Für alle drei Zielgruppen hat die Bundesregierung 
in ihrem Aktionsprogramm zur Bekämpfung des 


Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs vom 12, No- 
vember 1970 eine Anzahl Maßnahmen getroffen, 
wobei sie den prophylaktischen Maßnahmen für die 
große Gruppe der bisherigen Drogenabstinenten und 
der „Probierer" besondere Bedeutung beimißt. Ein- 
zelheiten sind dazu in Ziffer 9 der Antwort der 
Bundesregierung vom 21. Juli 1971 auf die Kleine 
Anfrage über den Stand der Bekämpfung des Miß- 
brauchs von Rauschgiften und Drogen (Drucksache 
Vl/2474) beschrieben. 

Hilfen für die Beratung, Betreuung und ambulante 
Behandlung der Gruppe der akut gefährdeten Ju- 
gendlichen durch freie Trägergemeinschaften wur- 
den durch die Initialförderung von über 90 örtlichen 
Einrichtungen am Ende des Jahre 1971 im Rahmen 
eines Modells in Höhe von 4 Millionen DM an die 
Länder gegeben. Mit Hilfe der in diesen Einrich- 
tungen gewonnenen Erfahrungen sollen auf wissen- 
schaftlicher Basis bisher fehlende, optimal-wirksame 
Modelle auf die Bundesrepublik abgestellt werden, 
zu denen auch soziale und therapeutische Gruppen 
sowie Wohngemeinschaften zu rechnen sind. 

Flankiert werden diese Maßnahmen durch Vergabe 
notwendiger Aufträge für Motivations- und Wir- 
kungsforschungen sowie durch Stärkung der inter- 
nationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Zoll, der Gesetzgebung, der Verbrechensbekämp- 
fung und der Dokumentation. Die Kooperation mit 
den Ländern erfolgt im Ständigen Arbeitskreis der 
Drogenbeauftragten der Länder und des Bundes, in 
dein alle gemeinsam interessierenden Fragen be- 
handelt werden, insbesondere Modellvorhaben zur 
Beratung, Betreuung und Behandlung von Drogen- 
gefährdeten und -abhängigen, Aufklärung und Er- 
ziehung sowie die Abstimmung von Forschungs- 
projekten. 

Ausgehend von der Tatsache, daß das Drogen- 
problem ein vielschichtiges gesamtgesellschaftliches 
Problem ist, zu dessen Bewältigung alle gesellschaft- 
lichen Gruppen und Kräfte ihren besonderen Teil 
beitragen müssen, kommt unter anderem neben der 
Ausfüllung und Weiterentwicklung der im Aktions- 
programm genannten Maßnahmen insbesondere 
einem stärkeren Engagement der herkömmlichen 
Jugendhilfe und Jugendarbeit große Bedeutung zu. 

Es gilt, die vorhandenen Einrichtungen und Orga- 
nisationen der freien und behördlichen Jugend- 
fürsorge und Jugendpflege mit den mannigfaltigen 
Gefahren des Drogenkonsums für die betroffenen 
Jugendlichen und Familien selbst als auch durch 
seine wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und 
politischen Auswirkungen für die Zukunft unserer 
Gesellschaft noch stärker als bisher zu konfrontie- 
ren und zur Mitarbeit im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten anzuhaJten und zu befähigen. Das geht be- 
sonders die zahlreichen Beratungsdienste in den 
Bereichen der Erziehung, Familie, Ehe, aber auch 
der Arbeit, Bildung und Freizeit und die Träger 
von Heimen aller Art an. 

Für den Bereich der Jugendarbeit gilt es, insbeson- 
dere die Jugendverbände zu motivieren und zu 
aktivieren, ihre Jugendgruppen und Mitglieder, die 
den Drogenkonsum bewußt und wertgerecht ab- 
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lehnen, sich den altersgleichen Drogengefährdeten 
und -abhängigen nach ausreichender sachlicher Vor- 
bereitung als einzelner oder als Gruppe, z. B. durch 
Aufnahme in die Gemeinschaft anzunehmen, wie es 
heute schon zahlreiche Jugendliche besonders im 
Bereich der Schule und Schülermitverwaltung unter 
dem Motto „Jugend hilft Jugend" tun. 

Denn das Drogenproblem ist ein akutes Problem 
ihrer Generation, zu dessen Lösung gerade alters- 
gleiche Kameraden und Freunde, die bewußt 
drogenfrei leben, entscheidend helfen können. 


11. Schlußfolgerungen 

aus den sachlichen Ergebnissen 
des 4. Deutschen Jugendhilfetages 

Der 4. Deutsche Jugendhilfetag hat eine Vielzahl 
von Anregungen und Forderungen aus den ver- 
schiedensten Themenbereichen gebracht Kritik 
wurde am Gesetzgeber und an der Praxis der Ju- 
gendhilfe geübt. 

Diese Kritik wurde sehr sorgfältig registriert und 
analysiert. Dabei ergab sich, daß in vielen Punkten 
Übereinstimmung sowohl hinsichtlich der Beurtei- 
lung der gegenwärtigen Lage — insbesondere im 
Personaisektor — wie auch im Hinblick auf die sich 
hieraus ergebenden Konsequenzen besteht. Insoweit 
sind daher manche Arbeitsergebnisse bereits in den 
bisherigen Reformbemühungen berücksichtigt. 

Andererseits ist es das Verdienst des 4. Deutschen 
Jugendhilfetages, Schlaglichter auf manche schwache 
Stelle geworfen zu haben, die vorher nicht so klar 
erkannt wurde. Auf Grund der von ihm aufgezeig- 
ten Notwendigkeiten ist eine Reihe von Gesichts- 
punkten in die Reformarbeit und in die Überlegun- 
gen einbezogen worden. Im Bereich der öffentlichen 
Erziehung z. B. ergibt sich aus den Darlegungen 
unter I, daß das Verbundsystem der offenen und 
halboffenen erzieherischen Hilfen im Vorfeld der 
Heimerziehung mit dieser selbst in die Konzeption 
einbezogen worden ist. Ebenso wird auf eine stär- 
kere Differenzierung der Heime aus therapeutischen 
Gründen hingearbeitet. 

Es ist naheliegend, daß nicht alle Forderungen reali- 
siert werden können. Das hat zum Teil sachliche 
Gründe, soweit die Vorschläge noch nicht ausgereift 
sind, überwiegend sind es aber finanzielle Gründe, 
die nicht mitberücksichtigt worden sind. Der Jugend- 
hilfetag hat z. B. die Forderung nach einem zinslosen 
oder besonders zinsgünstigen Familiengründungs- 
darlehen aufgestellt. Ein solches ist sowohl vom 
jugendpolitischen wie vom familienpolitischen 
Standpunkt aus zu begrüßen. Unzweifelhaft stehen 
junge Brautleute vor ungewöhnlichen Schwierig- 
keiten, wenn mit der Eheschließung die Aufgabe der 
Einrichtung eines gemeinsamen Hausstandes auf sie 
zukommt. Der Kapitalbedarf für die erstmalige Ein- 
richtung einer Wohnung mit im wesentlichen lang- 
lebigen und hochwertigen Gütern ist recht erheblich. 
Bei der Tendenz zum sinkenden Heiratsalter und zu 
einer allgemein verlängerten und qualifizierten 
Ausbildung reichen die Eigensparleistungen in der 


Regel nicht aus. Der allein für eine Zinsverbilligung 
erforderliche Haushaltsbedarf stellt sich jedoch bei 
etwa 400 000 Eheschließungen wie folgt dar: 

Die Zinszuschüsse insgesamt würden in Abhängig- 
keit von der Laufzeit der Darlehen jährlich an- 
wachsen, bis der endgültige Stand erreicht ist. 
Allein das erste Jahr kostet bei fünfprozentiger 
Zinsverbilligung, 400 000 Empfängern und dem Dar- 
lehensbetrag von 5000 DM rund 100 Millionen DM. 
Je nach Ausgestaltung steigt der Gesamtbedarf in 
den Foigejahren auf mehrere 100 Millionen DM an. 

Diese Mittel stehen nicht zur Verfügung. Ähnlich 
ist es mit vielen Vorschlägen des Jugendhilfetages. 
Dennoch ist die Konsequenz keineswegs, daß nichts 
geschieht, sondern es wird nach anderen Lösungs- 
möglichkeiten gesucht. In dem als Beispiel an- 
geführten Fall ist im Aufträge des Bundesministe- 
riums für Jugend, Familie und Gesundheit von dem 
Deutschen Jugendinstitut in München durch das 
Emnid-Institut eine Repräsentativumfrage über die 
wirtschaftliche Situation junger Familien durch- 
geführt worden. Nach Aufbereitung des Materials 
wird ein Modell für etwaige Förderungsmaßnahmen 
zugunsten junger Familien im Rahmen des Lang- 
zeitprogramms der Bundesregierung erarbeitet 
werden. 


Frage 8 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung 
für die Reform der Heimerziehung? 


Antwort 

Erziehungshilfen im Vorfeld der Heimerziehung 

Erzjebangsheratung 

Die Erziehungshilfen im Vorfeld der Heimerziehung 
sollen auf breiter Basis ausgebaut werden. Dem 
liegen die Erkenntnis und das Bestreben zugrunde, 
daß bei einem bedarfsentsprechenden Angebot 
rechtzeitiger familienbezogener Hilfen die extra- 
familiäre Heimerziehung weitgehend reduziert wer- 
den könnte. 

Der Dritte Jugendbericht stellt fest, daß die Bera- 
tung in Fragen der Erziehung eine der wichtigsten 
Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe geworden 
ist. Der Erziehungsberatung fällt zunächst die Auf- 
gabe zu, evtl, vorhandene seelische Störungen von 
Kindern und Jugendlichen zu diagnostizieren und 
die Ursachen zu klären. Sie hat die Eltern über den 
Grund der Störungen und der Schwierigkeiten ihrer 
Kinder in geeigneter Weise aufzuklären. Schließlich 
hat sie die jeweils gebotenen Formen heilerziehe- 
rischer, gruppenpädagogischer, spieltherapeutischer, 
psychotherapeutischer und anderer Hilfen im Ein- 
vernehmen mit den Eltern und im Zusammenwirken 
mit den sonstigen beteiligten Personen und Stellen 
durchzuführen oder zu veranlassen. 

Der gegenwärtige Mangel an Erziehungsberatung 
kann nur behoben werden, indem nicht nur die Zahl 
der Beratungsstellen vergrößert wird, sondern 
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gleichzeitig auch für eine regional bessere Streuung 
gesorgt wird. Therapeutische Hilfen sollen in ver- 
stärktem Maße einbezogen werden. Voraussetzung 
ist dafür die vermehrte Heranziehung von hoch- 
qualifiziertem Fachpersonal. Die Erziehungsbera- 
tungsstelle muß entsprechend ihrer Aufgabenstel- 
lung — Diagnose, Beratung, Therapie — jeweils mit 
einem hauptberuflichen Team, bestehend aus min- 
destens je einem Psychologen, Heilpädagogen oder 
Psychagogen und einem Sozialarbeiter besetzt und 
der Mitarbeit eines erfahrenen Facharztes (z. B. 
Psychiater, Pädiater) sicher sein. 

Die Vermehrung der Erziehungsberatungsstellen ist 
somit in erster Linie ein Problem der Vermehrung 
des Personals, der Verstärkung der Nachwuchs- 
förderung und der intensiven Fortbildung der in den 
Erziehungsberatungsstellen tätigen Fachkräfte und 
damit vor allem ein Problem der Finanzierung. 

Für wichtig wird in einem neuen Jugendhilfegesetz 
eine ausdrückliche gesetzliche Bestimmung gehal- 
ten, nach der die institutioneile Erziehungsberatung 
zur Pflichtaufgabe der Jugendämter gemacht werden 
soll. Nach den Vorstellungen der Bundesregierung 
soll das neue Jugendhilfegesetz ferner jedem jun- 
gen Menschen und den Personensorgeberechtigten 
einen einklagbaren Anspruch dem Grunde nach auf 
Beratung in Fragen der Erziehung gewähren. Die 
Konkretisierung dieses Anspruches hier und die 
Vorhalteverpflichtung dort sollen im Vergleich 
zu der Lage unter dem geltenden Recht zu einer 
besseren Bedarfsbefriedigung führen. Wegen der 
erheblichen Kostenrelevanz handelt es sich hierbei 
um eine langfristige Aufgabe. 

In diese Überlegungen werden ergänzende Einrich- 
tungen einer speziellen Beratung und Behandlung, 
wie z. B. heilpädagogische Kindergärten und Horte, 
und einer institutionalisierten Elternbildung ein- 
bezogen. Im Bereich der offenen und vorbeugenden 
Hilfen sind die Maßnahmen zur Verbesserung der 
Befähigung der Eltern zur Erziehung ein wichtiger 
Arbeitsbereich der Jugendämter. Die lebhafte Reso- 
nanz von Veranstaltungen auf diesem Gebiet weist 
auf das zunehmende Bedürfnis der Eltern hin, sich 
in neuen Erkenntnissen familiärer und sozialer Er- 
ziehung weiterzubilden. 

Erziehungsbeistandschaft 

Angesichts der seit 1961 gemachten Erfahrungen 
und im Hinblick auf die Kritik am geltenden Recht 
geht das Bestreben der Bundesregierung dahin, 
dem jungen Menschen wie auch den Eltern einen 
Anspruch auf Bestellung eines hauptamtlichen Er- 
ziehungsbeistandes einzuräumen, der auf Grund be- 
sonderer Fachkenntnisse und rechtlich qualifizierter 
Position in der Lage ist, die Erziehung durch die 
Eltern zu unterstützen, zu ergänzen und nötigen- 
falls auch zu korrigieren. Damit wird der Tatsache 
Rechnung getragen, daß das Institut der Erziehungs- 
beistandschaft den Vorteil hat, oft ein Verbleiben 
des Minderjährigen in seiner gewohnten Umgebung 
und Familie zu ermöglichen. Außerdem ist sie 
im Vergleich zu den Kosten einer qualifizierten 
Heimerziehung, die zur Zeit mit durchschnittlich 


1500 DM im Monat je Platz angegeben werden, 
kostengünstiger. 

Voraussetzungen dieser Hilfe werden auch in Zu- 
kunft zwei Dinge sein: Einmal müssen der junge 
Mensch selbst und seine Eltern zur Zusammen- 
arbeit mit dem Erziehungsbeistand bereit sein. Die 
rechtlich qualifizierte Ausstattung des Erziehungs- 
beistandes kann die Möglichkeit eines passiven 
Widerstandes des jungen Menschen und seiner 
Eltern nicht ausschließen. Außerdem können haupt- 
amtliche Erziehungsbeistände ihre familienunter- 
stützenden Aufgaben nur auf Grund einer speziellen 
Ausbildung — eine tiefenpsychologisch ausgeridi- 
tete Zusatzausbildung wäre wünschenswert — und 
auf Grund fachlich vertiefter Kenntnisse optimal er- 
füllen. Damit die Erziehungsbeistandschaft mehr als 
bisher wirksam werden kann, ist es notwendig, 
sozialpädagogisch ausgebildete Fachkräfte als 
hauptamtliche Erziehungsbeistände zu bestellen. 
Dabei wird zu berücksichtigen sein, daß für jeden 
hauptamtlichen Erziehungsbeistand eine bestimmte 
Schlüsselzahl zu betreuender Minderjähriger fest- 
gelegt wird, die bei maximal 30 Beistandschaften 
vorzusehen wäre. 

Sozialpädagogische Hilfen 

Eine Erweiterung und Intensivierung dieser prä- 
ventiven Hilfen ist unumgänglich, da sie frühzeitig, 
gezielt und methodisch im ambulanten Bereich an- 
gesetzt, zu einer erheblichen Reduzierung statio- 
närer Unterbringungen führen und häufig auch eine 
größere Effektivität erreichen können. Der Vorteil 
der formlosen erzieherischen Betreuung gegenüber 
der Erziehungsbeistandschaft besteht darin, daß hier 
eine formelle Anordnung fehlt und daher das Ver- 
trauensverhältnis zwischen Eltern und jungen Men- 
schen einerseits und Jugendamt und Betreuer an- 
dererseits unbelastet ist. 

Zur Klarstellung sei angemerkt, daß diese Hilfen 
allgemein fürsorgerische Maßnahmen und Veran- 
staltungen keineswegs überflüssig machen und es 
erforderlich ist, die Kontakte des Jugendamtes mit 
Kindertageseinrichtungen, Schule (besonders zur 
Schulfürsorge und schulpsychiatrischen Diensten), Ge- 
sundheitsamt und Ausbildungsstätten zu inten- 
sivieren und zu systematisieren. Die Notwendig- 
keit, Sonderklassen z. B. für verhaltensgestörte oder 
sprachbehinderte Kinder und Legastheniker auch 
außerhalb der Großstädte zu errichten, bleibt un- 
berührt. 

Als sozialpädagogische Hilfen im Vorraum der 
Heimerziehung kommen neben den in besonderen 
Abschnitten behandelten Erziehungsberatungs- 
stellen und der Erziehungsbeistandschaft sowie 
neben der bereits genannten formlosen erzieheri- 
schen Betreuung noch folgende beispielhaft ge- 
nannte Einrichtungen oder Hilfen in Betracht: 

— Sonderkindergärten, heilpädagogische Horte und 
sonstige spezielle Tageseinrichtungen (z. B. 
therapeutisches Tagesheim), Sondereinrichtungen 
für behinderte junge Menschen, Schularbeits- 
gruppen, 


16 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/3175 


— Berufsförderungseinrichtungen für Jugendliche 
nach Abgang aus der Sonderschule, die neben 
einer Berufsausbildung eine besondere pädago- 
gische, psychologische und ärztliche Betreuung 
benötigen, 

— Familienerziehung in Pflegestellen, insbesondere 
in qualifizierten heilpädagogischen Pflegestellen 
oder in einem Pflegenest, 

— Soziale Gruppenarbeit, z. B. die Elternarbeit in 
Gruppen- und Einzelgesprächen. 

Die Bundesregierung strebt in einem künftigen 
Jugendhilfegesetz eine Intensivierung dieser Hilfen 
in folgender Weise an: 

— Grundsätzliche Gewährung förmlicher einklag- 
barer Ansprüche dem Grunde nach auf indivi- 
duelle Hilfen auch in diesem Bereich, 

— Konkretisierung des erfoderlichen Hilfeangebots 
und der Verpflichtung zur Zusammenarbeit mit 
anderen Stellen, 

— • Sicherstellung dieses Hilfeangebots durch Ein- 
führung einer Gewährleistungs- oder Vorhalte- 
pflicht der zuständigen öffentlichen Träger der 
Jugendhilfe. 

Nach Ansicht der Bundesregierung rechtfertigen 
unter anderem folgende Überlegungen, Gründe bzw. 
Erwartungen dieses Vorhaben: 

Derartige milieubezogene Hilfen unterstützen und 
ergänzen die Erziehung durch die Eltern. 

Der Verlust von Umweltbezügen, der eine erhebliche 
zusätzliche Belastung der Erziehungssituation aus- 
lösen kann, wird vermieden, zumindest aber er- 
heblich verringert. 

Frühzeitig einsetzende Hilfen machen — wie be- 
reits erwähnt — manche Aufnahme in ein Heim ent- 
behrlich. 

Das ausreichende Angebot derartiger Hilfen er- 
möglicht in geeigneten Fällen frühzeitige Entlassung 
aus der Heimerziehung, weil nachgehende Hilfe ge- 
währt werden kann. Insoweit ergibt sich eine 
Ko stensenkung. 

Heimerziehung 

(Fürsorgeerziehung und Freiwillige Erziehungshilfe) 

Die bisherige Konzeption und Praxis der Heim- 
erziehung haben das Ziel einer Integration in eine 
Lebens- und Arbeitswelt, in der die Jugendlichen 
auch später bestehen und ein Auskommen finden 
können, häufig nicht und manchmal nur unvollkom- 
men erreicht. 

Der Auftrag der Heimerziehung läßt sich wie folgt 
zusammenfassen: 

Heilpädagogisch soll der Minderjährige in seiner 
personalen Existenz gesichert werden. 

Gesellschaftlich-sozial soll der Minderjährige auf die 
vielschichtigen Anforderungen vorbereitet werden, 
die ein hohes Maß an Aktivität, Mobilität und Ver- 
antwortungsbewußtsein fordern. 


Bildungsmäßig soll dem Minderjährigen durch Ver- 
mittlung von Wissen und Fertigkeiten Orientierung 
und Entscheidung ermöglicht und Voraussetzungen 
für seine Bewährung im Beruf sowie für den Abbau 
sozialer Barrieren geschaffen werden. 

Künftig wird die Subsidiaritätsfunktion der Für- 
sorgeerziehung noch stärker beachtet werden müs- 
sen. Sie darf nur angeordnet werden, wenn keine 
ausreichende andere Erziehungsmaßnahme gewährt 
werden kann. Wie bereits angedeutet, besteht die 
Tendenz, offene Hilfen zu verstärken und durch ein 
Verbundsystem mit offenen und halboffenen Hilfen 
die Heimeinweisung wenn möglich zu vermeiden. 
Für unterschiedliche Voraussetzungen je nachdem, 
ob die Mitwirkung der Eltern erreichbar ist, und 
damit für eine Unterscheidung von freiwilliger Er- 
ziehungshilfe und Fürsorgeerziehung besteht kein 
Anlaß. 

Die Kritik an der bisherigen Form und Praxis der 
Heimerziehung wird bei der Neuregelung beachtet, 
soweit sie sich als begründet erwiesen hat. Dazu 
gehört auch ein überdenken der inneren Verfassung 
der Heime und der Rechtsstellung der jungen Men- 
schen im Heim. Von der materiellen Grundlage — 

— ungenügende Ausstattung der Heime, Mangel an 
Heimerziehern — wie von der ideellen Zielsetzung 
her — Autoritätsdenken, Ordnungsgrundsätze — 
müssen Korrekturen vorgenommen werden. Äußer- 
liche Erziehungsziele wie Ordnung und Sauberkeit 
müssen richtig eingestuft werden. 

Bei aller Kritik an der Heimerziehung ist aber zu 
berücksichtigen, daß sie in der Regel an einem Punkt 
einsetzt, an dem bereits außerordentlich schwer- 
wiegende Erziehungsmängel und Fehlentwicklungen 
entstanden sind und andere Hilfen nicht zum Erfolg 
geführt haben. Diesen Gesichtspunkt unterstreicht 
der Dritte Jugendbericht mit Recht. Hilfen, die an 
einem so späten Punkt einsetzen, können in der 
Regel kaum einen völligen Ausgleich der durch 
lange vorausgehende Prozesse entstandenen Fehl- 
haltungen bewirken, zumal wenn sie aus strukturel- 
len, juristischen und institutionellen Gründen auf 
eine Teilbehandlung beschränkt bleiben. Eine sum- 
marische theoretische Forderung nach repressions- 
freier Erziehung wird ohne Differenzierungen der 
Realität nicht gerecht. 

Unter Berücksichtigung kritischer Äußerungen wer- 
den — nicht erschöpfend — folgende Tendenzen in 
der Heimerziehung angedeutet: 

— Bessere Diagnosestellung vor der Heimeinwei- 
sung, 

— ■ Differenzierung der Erziehungsheime entspre- 
chend ihrer besonderen Aufgabe, 

— Entwicklung eines Konzepts für die pädagogische 
Arbeit unter Berücksichtigung der unterschied- 
lichen Aufgaben der Erziehungsheime, 

— Abbau überholter autoritärer Strukturen und 
Übergang zu partnerschaftlicher Erziehung zur 
Mitverantwortung und teilweisen Mitbestim- 
mung im Sinne richtig verstandener Demokrati- 
sierung, 
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— Abkehr von den großen Anstalten mit Massen- 
erziehung und Übergang zu überschaubaren Le- 
bensgruppen mit individuell angepaßter Lebens- 
form, 

— • Kontinuität der pädagogischen Bezüge durch eine 
oder mehrere gleichbleibende Bezugspersonen 
mit nachdrücklicher Einschränkung von Verset- 
zungen bei Betreuern und Minderjährigen, gene- 
relle Zuständigkeit des jeweiligen Gruppenper- 
sonals für alle pädagogischen und nach Möglich- 
keit auch für alle pflegerischen Aufgaben, 

— ■ Ausstattung der Heime mit dem erforderlichen 
qualifizierten Fachpersonal (z. B. Sozialpädago- 
gen, Sozialarbeiter, Erzieher, Heilpädagogen, 
Psychologen, Psychagogen) unter Berücksichti- 
gung der zumutbaren Arbeitszeit im Gruppen- 
dienst. Teamarbeit aller, die von Ansatz und 
Funktion her mit unterschiedlichen Bemühungen 
für den Minderjährigen tätig sind. 

Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen 
Heim, Eltern und Jugendamt durch geeignete 
Fachkräfte, 

— Öffnung der Heime, soweit dies im Interesse der 
jungen Menschen angezeigt ist, 

— Einrichtung heimeigener, qualifizierter ausge- 
statteter Sonderschulen für junge Menschen, die 
wegen ihrer Besonderheiten Erziehung und Aus- 
bildung in den allgemeinen Schulen nicht erfah- 
ren können, 

— ■ Hilfen zur Eingliederung in die Berufswelt durch 
Vermittlung beruflicher Fertigkeiten und Kennt- 
nisse, soweit vertretbar außerhalb des Heimes 
am Arbeitsplatz. Insbesondere sollte auch in eini- 
gen großen Heimen ein möglichst breiter Fächer 
an Ausbildungsmöglichkeiten angeboten werden. 
Alle Maßnahmen müssen von pädagogischen, 
psychologischen und sozialen Hilfen begleitet 
sein, 

— ■ Sicherstellung einer berufsbegleitenden Aus- 
bildung des Personals ohne Fachausbildung und 
Fortbildung des Fachpersonals. 

Diesen Tendenzen stehen insbesondere entgegen: 

— das Vorurteil der Gesellschaft gegen die Heim- 
erziehung, 

— • die weithin negative Kritik der Heimerziehung 
in den Massenmedien, 

— die vielfach fehlende ausreichende Finanzierung, 

— die fehlende Differenzierung der Heime und die 
nicht ausreichende Platzzahl in Sonderheimen, 

— die unzureichende sozialpädagogische Arbeit an 
den aus der Heimerziehung Entlassenen. 

Die Bundesregierung begrüßt die positiven Ansätze 
und erkennt die bereits erreichten Verbesserungen 
an. Im Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen Mög- 
lichkeiten wird sie auch künftig mit den Ländern in 
Verbindung bleiben, um die noch bestehenden Eng- 
pässe Schritt für Schritt abzubauen, zumal zielstrebig 
durchgeführte Investitionen später größeren Kosten- 
aufwand verhindern. 


Die Bundesregierung ist sich dabei bewußt, daß eine 
Intensivierung der sozialpädagogischen Hilfen im 
Vorfeld der Heimerziehung, eine Modernisierung 
I der Heimerziehung und der Heime selbst letztlich 
‘ zu einer immer schärferen negativen Auslese der 
in Heime aufzunehmenden oder in den Heimen ver- 
I bleibenden jungen Menschen führt. Die Anforde- 
rungen an die fachliche Qualifikation der Erzieher 
' in Heimen werden deshalb immer höher werden. • 

Die Bundesregierung ist bemüht, die angedeuteten 
Reformansätze bei der Erarbeitung eines neuen 
Jugendhilfegesetzes zu unterstützen. 


F r a g e 9 

Hat die Bundesregierung, wie es in § 25 Abs. 1 
JWG vorgesehen ist, die Absicht, stärker als 
bisher die Bestrebungen auf dem Gebiet der 
Jugendhilfe anzuregen und zu fördern, soweit 
sie über die reinen Pflichtaufgaben der Länder 
j und der Kommunen hinausgehen und zur Ver- 
I wirklichung der Aufgaben der Jugendhilfe von 

! Bedeutung sind? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat und wird ihre Kompetenz 
im Rahmen des § 25 Abs. 1 JWG unter Beachtung der 
’ in der Begründung zu dieser Großen Anfrage bereits 
1 erwähnten verfassungsrechtlichen Schranken aus- 
I schöpfen. Sie hat deshalb unter Berücksichtigung der 
I von dem Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil 
vom 18. Juli 1967 (BVerfGE 22, 180) hierzu aufge- 
stellten Grundsätze bei der Anregung von Maß- 
nahmen auf dem Gebiet der Jugendhilfe einen wei- 
ten, bei der Förderung solcher Bestrebungen dage- 
gen nur einen eingeschränkten Handlungsraum. Ein 
Weisungsrecht besteht nicht. Die Bundesregierung 
sieht eine primäre Aufgabe darin, die Effizienz der 
j Jugendhilfe insgesamt durch eine bessere Abstim- 
mung der Initiativen von Bund, Ländern und Ge- 
! meinden und der freien Träger zu erhöhen. Aus die- 
sem Grunde finden jetzt in kürzeren Abständen 
Konferenzen der für Jugendfragen zuständigen Mini- 
‘ Ster und Senatoren statt, die sich mit den überregio- 
nalen Fragen der Jugendhilfe befassen. Eine Inten- 
sivierung der Zusammenarbeit mit den obersten Ju- 
I gendbehörden der Länder über die bereits beste- 
I henden Formen hinaus wird versucht. Die Bera- 
; tungstätigkeit des Bundesjugendkuratoriums ist auch 
Jabel besonders wichtig. Weitere Anregungsmöglich- 
keiten bestehen durch die Mitarbeit im Arbeitskreis 
I Familie und Jugend des Deutschen Städtetages und 
durch die Kontakte zu dem Deutschen Verein für 
I öffentliche und private Fürsorge und zu anderen 
I Fachverbänden. Außerdem kommt auch in dieser 
Hinsicht den zahlreichen Gesprächen mit den über- 
j regionalen Trägern verstärkte Bedeutung zu, die in 
I vollem Umfang genutzt wird. 

; Beispiele einer solchen Zusammenarbeit hat es in 
‘ letzter Zeit in mehreren Bereichen gegeben: bei der 
Bekämpfung des Drogenmißbrauchs, in Ausbil- 
dungs-, Fortbildungs- und Besoldungsfragen hinsicht- 
: lieh der sozialen Berufe, bei der Erarbeitung von 
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Modellen in der Elementarerziehung, in dem Pro- 
blemkreis der Reform des Jugendhilferechts und bei 
der Fortschreibung des Bundesjugendplanes, vor al- 
lem bei dem Experimentierprogramm. 


Frage 10 

Welche Funktion mißt die Bundesregierung den 

Trägern der freien Jugendhilfe in dem Gesamt- 
konzept ihrer Jugendpolitik bei? 

Antwort 

Jugendhilfe wird unbestreitbar in einem beachtlichen 
Ausmaß von freien gesellschaftlichen Kräften gelei- 
stet, die — ■ aus eigener Initiative — im Grunde 
längst öffentliche Aufgaben erfüllen. Diese Feststel- 
lung rechtfertigt sich in rechtlicher Hinsicht daraus, 
daß nach dem Jugendwohlfahrtsgesetz von den Trä- 
gern der öffentlichen und freien Jugendhilfe über- 
wiegend die gleichen Aufgaben wahrgenommen wer- 
den. Ob eine Aufgabe von einem Organ der öffent- 
lichen Jugendhilfe oder mit seiner Unterstützung 
von einem Träger der freien Jugendhilfe durchge- 
führt wird, ändert daher nichts an ihrem öffent- 
lichen Charakter. Für die Praxis der Jugendhilfe be- 
deutet dies, daß der Staat auf Grund seiner Gesamt- 
verantwortung und Gewährleistungspflicht einsprin- 
gen müßte, wenn die Träger der freien Jugendhilfe 
und die von ihnen aufgebrachten personellen und 
finanziellen Eigenleistungen ausfielen. 

Die Bundesregierung erkennt die Leistung der Trä- 
ger der freien Jugendhilfe aber nicht nur unter Nütz- 


lichkeitsgesichtspunkten an. Ebenso wichtig ist das 
Engagement dieser Kräfte für die innere demokra- 
tische Entwicklung unserer Gesellschaft. „Eine Ge- 
sellschaft, die für alle weltanschaulichen und religiö- 
sen Überzeugungen offen sein will, ist auf ethische 
Impulse angewiesen, die sich im solidarischen Dienst 
am nächsten beweisen." Zu diesem Satz aus der Re- 
gierungserklärung vom 28. Oktober 1969 steht die 
Bundesregierung ebenso wie zu ihrem Bekenntnis zu 
einer Gesellschaft, „die mehr Freiheit bietet und 
mehr Mitverantwortung fordert." Sie ist sich nadi 
wie vor bewußt, daß eine Regierung in der Demo- 
kratie nur erfolgreich wirken kann, wenn sie getra- 
gen wird vom demokratischen Engagement der Bür- 
ger. 

Aus dieser Einstellung ergibt sich zugleich die Be- 
reitschaft der Bundesregierung, mit den Trägern der 
freien Jugendhilfe partnerschaftlich zusammenzuwir- 
ken, ihre Entwicklung zu fördern und ihre Arbeit 
zu unterstützen. Sie erkennt an, daß ein Träger der 
freien Jugendhilfe häufig spontaner und besser auf 
die speziellen Bedürfnisse des einzelnen einzuge- 
hen vermag. Andererseits verlangen die wachsen- 
den Aufgaben der Jugendhilfe, daß der Staat unter 
Beteiligung der Träger durch Planung und Koordina- 
tion sichergestellt, daß eine dem Gesamtbedarf ent- 
sprechende umfassende Jugendhilfe geleistet und 
der Rechtsanspruch eines jeden jungen Menschen er- 
füllt werden kann. Um dies sicherzustellen, strebt die 
Bundesregierung die Kooperation aller Träger und 
Ebenen der Jugendhilfe auf der Basis des gegensei- 
tigen Vertrauens und in dem Bewußtsein gemeinsa- 
mer Verantwortung an. 


Käte Strobel 
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Übersicht über die Zahl der Einrichtungen und verfügbaren Plätze der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe im Verhältnis zum jeweiligen Bevölkerungsanteil 

— Bundesgebiet — Stichtag; 31. Dezember 1969 bzw. 1. Januar 1970 


I. Zahl der Einrichtungen 


Art der Einrichtung 

öffent- 

liche 

Hand 

freie 

Jugend- | 
hilfe 

privat 

gewerb- 

liche 

Träger 

ins- 

gesamt 

jeweiliger 

Bevölkerung! 

anteil 

1. Kindertageseinrichtungen 

a) Kinderkrippen = 0 bis unter 3 Jahren 

277 

177 

46 

500 

2 829 200 

b) Kindergärten = 3 bis unter 6 Jahren 

3 479 

12 287 

647 

16 413 

3 081 100 

c) Kinderhorte = 6 bis unter 15 Jahren 

907 

1 095 

78 

2 080 

8 289 200 

2. Säuglingsheime = 0 bis unter 1 Jahr . . 

46 

174 

113 

333 

885 600 

3. Erziehungsheime 

a) bis Ende der Volksschulpflicht 

= 0 bis unter 15 Jahren .. . 

50 

173 

6 

229 

14 199 500 

b) für nicht mehr Volksschulpflichtige 

= 15 bis unter 21 Jahren . . . 

61 

143 

5 

209 

4 866 900 

4. Mütter- und Elternschulen 

27 

195 

4 

226 

61 194 600 

5. Erziehungsberatungsstellen 

252 

225 

6 

483 

(Gesamt- 

bevölkerung) 

61 194 600 

6. Jugendheime = 6 bis unter 21 Jahren 

a) Freizeitstätten, Heime der offenen Tür, 
Häuser der Jugend 

762 

1 911 

12 

2 685 

(Gesamt- 

bevölkerung) 

13 156 100 

b) Jugendverbandsheime-Gruppenheime . . 

i 

954 

11 584 

66 

12 604 

13 156 100 

7. Jugend und Schülerwohnheime 

a) Jugendwohnheime 

= 15 bis unter 25 Jahren 

67 

797 

93 

957 

7 819 200 

(Lehrlings- u. Jungarbeiterwohnheime) 
b) Schülerwohnheime 

(unter Aufsicht des LJA) ■ 

aa) 14 bis unter 20 Jahren | 

71 

385 

150 

606 

4 833 400 

bb\ 14 bis unter 21 Jahren 

71 

385 

150 

606 

5 672 600 

8. Jugendbildungs- und Erholungsstätten 
= 6 bis unter 21 Jahren 

a) Jugendbildungsstätten 

139 

213 

6 

358 

13 156 100 

b) Kur-, Heil-, Genesungs- und Erholungs- 
heime für Minderjährige 

102 

266 

315 

683 

13 156 100 

c) Jugendherbergen 

127 

482 

46 

655 

13 156 100 

9. Sonstige Bildungs- und Erholungsstätten I 

= 6 bis unter 21 Jahren 

a) Jugendbüchereien 

5 084 

3 112 

56 

8 252 

13 156 100 

b) Tageserholungsstätten 

für Minderjährige I 

71 

133 

1 

205 

13 156 100 

c) Ferienkolonien, feste Zeltlagerplätze . . ; 

195 

255 

100 

550 

13 156 100 
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II. 2 

'ahl der verfügbaren Plätze 



Es entfallen 
auf 

Einrich- 

tungen 

%0 

o/o 

öffentliche 

Hand 

freie 

Jugend- 

hilfe 

privat 

gewerb- 

liche 

Träger 

1 

insgesamt 

1 

Es ent- 
fallen 
auf 

Plätze 





11 014 

4 557 

1 033 

16 604 

1 000 

5,87 

— - 

— 

— 

. — . 

220 040 

858 965 

25 447 

1 104 452 

1 000 

358,46 

— 

— 

— 

— 

39 915 

31 837 

2 725 

74 477 

1 000 

8,99 

— 

— 

— 

— 

1 992 

8 008 

2 171 

12 171 

1 000 

13,74 

— 

— . 

. — . 

— 

3 694 

14 264 

210 

18 168 

1 000 

1,28 

— 

— 

— 

— 

5 243 

12 031 

327 

17 601 

1 000 

3,62 

100 000 

0,369 

0,004 



- - 











Einwohner 










100 000 

0,789 

0,008 


_ 

_ 





Einwohner 










10 000 

2,04 

0,2 








10 000 

9,58 

10 

0,1 







— 

— 

— 

— 

3 760 

50 380 

7 111 

61 251 

1 000 

7,83 





6 615 

34 268 

10 075 

50 958 

1 000 

10,54 



~ 


6 615 

34 268 

10 075 

50 958 

1 000 

8,98 

— 

— 

— 

— 

10212 

12 933 

1 277 

24 422 

1 000 

1,86 

— 

— 

— . 

— . 

8213 

23 659 

18014 

49 886 

1 000 

3,79 





11 106 

61 169 

5 053 

77 328 

1 000 

5,88 

100 000 

62,732 

0,6 

0,06 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100 OO’O 

1,558 

0,02 















100 000 

4,181 

0,04 

— 

— 

— 

— 

■ — ■ 

— 

— 


Quelle: Statistik der öffentlichen Jugendhilfe 1969; Sondererhebung des Statistischen Bundesamtes 1971 
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Drucksa che Yl/3175 Deutscher Bundestag^ — 6. Wahlperiode 

Anlage 2 

Übersicht 

— nach einzelnen Ländern — 

über die Zahl der „Einrichtungen" und „verfügbaren Plätze" der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe im Verhältnis zum jeweiligen Bevölkerungsanteil 

Stichtag 31. Dezember 1969 bzw. 1. Januar 1970 


Land: Baden-Württemberg 


Art der Einrichtung 

Einrich- 

tungen 

insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger 

Bevölkerungs- 

anteil 

1 Es entfallen 

1 auf 

PI. = Plätze 
Einr. = 
Einrichtungen 

o/o 

1. 

Kindertageseinrichtungen 






i 

1 


a) Kinderkrippen 

= 0 bis unter 3 Jahren 

126 

4 295 

436 300 

1 000 

9,84 PI. 

1,0 ^ 

1 


b) Kindergärten 

= 3 bis unter 6 Jahren 

4 235 

294 351 

472 700 

1 000 

622,70 PI. 

62,3 


c) Kinderhorte 

= 6 bis unter 15 Jahren 

188 

8 153 

1 263 000 

1 000 

6,46 PI. 

i 

0,6 

2. 

Säuglingsheime 
= 0 bis unter 1 Jahr 

66 

1 888 

137 700 

1 000 

13,71 PL 

14 

3. 

Erziehungsheime : 








a) bis Ende der Volks- 
schulpflicht 

= 0 bis unter 15 Jahren 

37 

2 750 

2 172 000 

1 000 

1,27 PL 

0,1 1 


b) für nicht mehr Volks- 
schulpflichtige 
= 1 5 bis unter 2 1 J ahren 

41 

2 772 

728 500 

1 000 

3,81 PL 

i 

0,4 1 

4. 

5. 

Mütter- und Elternschulen 

Erziehungsberatungs- 

stellen 

25 

103 



8 909 700 
■ (Gesamt- 
bevölkerung) 

100 000 
Einwohner 

100 000 
Einwohner 

0,28 Einr. 

1,16 Einr. 

— 

6. 

Jugendheime 
= 6 bis unter 21 Jahren 








a) Freizeitstätten, Heime 
der offenen Tür, 
Häuser der Jugend . . . 

248 


1 991 500 

10 000 

1,25 Einr. 



b) Jugendverbandsheime, 
Gruppenheime 

i 

^ 1 094 

— 

1 991 500 

10 000 

5,49 Einr. 

— 

7. 

Jugend- und Schüler- 
wohnheime 






i 


a) Jugendwohnheime 
= 15 bis unter 25 Jahren 
(Lehrlings- und 
Jungarbeiter- 
wohnheime) 

151 

9 548 

1 178 000 

1 000 

8,11 PL 

0,8 


b) Schülerwohnheime 
= 14bisunter21 Jahren 
(unter Aufsicht 
des LJA) 

45 

3 339 

849 500 

1 000 

3,93 PL 

j 

! 

0,4 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3175 


noch Anlage 2 


Art der Einrichtung 


Land: Baden-Württemberg 


Emrich- 

verfügbare 

jeweiliger 


PL = Plätze 

tungen 

Plätze 

Bevölkerungs- 

a 1 -1 -p 

Einr. = 

insgesamt 

insgesamt 

anteil 

dUi 1 

Einrichtungen 


Jugendbildungs- und 

Erholungsstätten 

= 6 bis unter 21 Jahren 

a) Jugendbildungsstätten 

48 

7 995 

1 991 500 

1 000 

4,01 PI. 

OA 

b) Kur-, Heil-, Genesungs- 
und Erholungsheime 
für Minderjährige .... 

131 

9 415 

1 991 500 

1 000 

4,73 PI. 

0,5 

c) Jugendherbergen .... 

89 

9 381 

1 991 500 

1 000 

4,71 PI. 

0,5 

Sonstige Bildungs- und 

Erholungsstätten 

= 6 bis unter 21 Jahren 

a) Jugendbüchereien .... 

1 314 


1 991 500 

100 000 

65,98 Einr. 


b) Tageserholungsstätten 
für Minderjährige .... 

95 



1 991 500 

100 000 

4,77 Einr. 

_ 

c) Ferienkolonien, feste 
Zeltlagerplätze 

129 

— 

1 991 500 

100 000 

6,48 Einr. 

— 


Quelle: Statistik der öffentlichen Jugendhilfe 1969; Sondererhebung des Statistischen Bundesamtes 1971 
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Drucksactie VI/3175 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 3 

Übersidit 

— nach einzelnen Ländern — 

über die Zahl der „Einrichtungen" und „verfügbaren Plätze" der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe im Verhältnis zum Jeweiligen Bevölkerungsanteil 

Stichtag 31. Dezember 1969 bzw. 1. Januar 1970 






Land; 

Bayern 




Art der Einrichtung 

Einrich- 

tungen 

insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger 

Bevölkerungs 

anteil 

Es entfallen 
auf 

PI. — Plätze 
Einr. = 
Einrichtungen 

Vo 

1. 

Kindertageseinrichtungen 








a) Kinderkrippen 

= 0 bis unter 3 Jahren 

77 

2 957 

492 200 

1 000 

6,00 PI. 

0,6 


b) Kindergärten 

= 3 bis unter 6 Jahren 

2912 

180 021 

534 800 

1 000 

336,61 PI. 

33,7 


c) Kinderhorte 

“ 6 bis unter 15 Jahren 

442 

20 775 

1 467 700 

1 000 

14,15 PL 

1.4 

2. 

Säuglingsheime 
— 0 bis unter 1 Jahr 

52 

2 498 

155 300 

1 000 

16,08 PI. 

1,6 

3. 

Erziehungsheime : 








a) bis Ende der Volks- 
schulpflidit 

= 0 bis unter 15 Jahren 

60 

4 703 

2 494 700 

1 000 

1,88 PL 

0,2 


b) für nicht mehr Volks- 
schulpflichtige 
~ 1 5 bis unter 2 1 J ahren 

38 

3 969 

840 400 

1 000 

4,72 PL 

0,5 

: 4. 

1 5. 

Mütter- und Elternschulen 

Erziehungsberatungs- 

stellen 

11 

90 



10 568 500 
' (Gesamt- 
bevölkerung) 

100 000 
Einwohner 

100 000 
Einwohner 

0,10 Einr. 

0,85 Einr. 

— 

6. 

Jugendheime 
= 6 bis unter 21 Jahren 







i 

a) Freizeitstätten, Heime 
der offenen Tür, 
Häuser der Jugend . . . 

291 


2 308 100 

10 000 

1,26 Einr. 



b) Jugendverbandsheime, 
Gruppenheime 

2 384 

— 

2 308 100 

10 000 

10,33 Einr. 

— 

1 7. 

Jugend- und Schüler- 
wohnheime 








a) Jugendwohnheime 
= 15bis unter 25 Jahren 
(Lehrlings- und 
Jungarbeiter- 
wohnheime) 

226 

17 119 

1 384 100 

1 000 

12,37 PL 

1,2 


b) Schülerwohnheime 
= 1 4 bis unter 2 1 J ahren 
(unter Aufsicht 
desLJA) 

220 

21 004 

980 400 

1 000 

21,42 PL 

2,1 
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Drucksache VI/3175 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 

noch Anlage 3 





Land: 

Bayern 



Art der Einrichtung 

Einrich- 

tungen 

insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger 

Bevölkerungs 

anteil 

Es entfallen 
auf 

PL = Plätze 
Einr. = 
Einrichtungen 

o/o 

8. Jugendbildungs- und 
Erholungsstätten 
= 6 bis unter 21 Jahren 







a) Jugendbildungsstätten 

34 

3 021 

2 308 100 

1 000 

1,31 PL 

OJ 

b) Kur-, Heil-, Genesungs- 
und Erholungsheime 
für Minderjährige .... 

127 

8 045 

2 308 100 

1 000 

3,49 PL 

0,3 

c) Jugendherbergen .... 

133 

13 461 

2 308 100 

1 000 

5,83 PL 

0,6 


9. Sonstige Bildungs- und 


Erholungsstätten 
= 6 bis unter 21 Jahren i 

a) Tageserholungsstätten 
für Minderjährige .... 

33 


2 308 100 

100 000 

1,43 Einr. 


b) Jugendbüchereien .... 

1 382 

— 

2 308 100 

100 000 

59,88 Einr. 

— 

c) Ferienkolonien, feste 
Zeltlagerplätze 

44 

— 

2 308 100 

100 000 

1,91 Einr. 

— 


Quelle: Statistik der öffentlichen Jugendhilfe 1969; Sondererhebung des Statistischen Bundesamtes 1971 
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Drucksache VI/3175 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


A n 1 a g e 4 

Übersicht 

— nach einzelnen Ländern — 

über die Zahl der „Einrichtungen" und „verfügbaren Plätze" der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe im Verhältnis zum jeweiligen Bevölkerungsanteil 

Stichtag 31. Dezember 1969 bzw. 1. Januar 1970 






Land: B e r 

1 i n (West) 




Art der Einrichtung 

Einrich- 

tungen 

insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger 

Bevölkerungs- 

anteil 

Es entfallen 
auf 

PL = Plätze 
Einr. = 
Einrichtungen 

«/o 

! 

1. 

Kindertageseinrichtungen 








a) Kinderkrippen 

= 0 bis unter 3 Jahren 

181 

5 917 

67 900 

1 000 

87,14 PL 

8,7 


b) Kindergärten 

= 3 bis unter 6 Jahren 

438 

19311 

74 900 

1 000 

257,82 PL 

25,8 


c) Kinderhorte 

= 6 bis unter 15 Jahren 

270 

9 610 

179 100 

1 000 

53,66 PL 

5,4 

2. 

Säuglingsheime 
= 0 bis unter 1 Jahr 

13 

434 

20 900 

1 000 

20,77 PL 

2,1 

3. 

Erziehungsheime : 








a) bis Ende der Volks- 
schulpflicht 

= 0 bis unter 15 Jahren 

13 

1 131 

321 900 

1 000 

3,51 PL 

0,3 


b) für nicht mehr Volks- 
schulpflichtige 
= 1 5 bis unter 2 1 J ahren 



— 

127 200 

1 000 

— 

— 

4. 

5. 

Mütter- und Elternschulen 

Erziehungsberatungs- 

stellen 

24 

:j 

2 134 300 
' (Gesamt- 
bevölkerung) 

100 000 
Einwohner 

100 000 
Einwohner 

1,12 Einr. 



6. 

Jugendheime 
= 6 bis unter 21 Jahren 








a) Freizeitstätten, Heime 
der offenen Tür, 
Häuser der Jugend . . . 

97 


306 300 

10 000 

3,17 Einr. 



b) Jugendverbandsheime, 
Gruppenheime 

248 

— 

306 300 

10 000 

8,10 Einr. 

— 

7. 

Jugend- und Schüler- 
wohnheime 








a) Jugendwohnheime 
. = 15bisunter25 Jahren 
(Lehrlings- und 
Jungarbeiter- 
wohnheime) 

25 

963 

228 600 

1 000 

4,21 PL 



b) Schülerwohnheime 
= 14bisunter21 Jahren 
(unter Aufsicht 
des LJA) 

— 

— 

143 500 

1 000 

— 

— 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3175 


noch Anlage 4 


Land: Berlin (West) 


Art der Einrichtung 

Einrich- 

tungen 

insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger 

Bevölkerungs- 

anteil 

Es entfallen 
auf 

PI. = Plätze 
Einr. = 

1 Einrichtungen 

ö/o j 

8. Jugendbildungs- und 
Erholungsstätten 
= 6 bis unter 21 Jahren 

a) Jugendbildungsstätten 

7 

70 

306 300 

1 000 

0,23 PI. 


b) Kur-, Heil-, Genesungs- 
' und Erholungsheime 

für Minderjährige .... 



306 300 

1 000 



c) Jugendherbergen .... 

3 

685 

306 300 

1 000 

2,24 PL 

0,2 

9. Sonstige Bildungs- und 
Erholungsstätten 
= 6 bis unter 21 Jahren 

a) Tageserholungsstätten 
! für Minderjährige .... 

21 


306 300 

100 000 

6,86 Einr. 


b) Jugendbüchereien .... 

64 

— 

306 300 

100 000 

20,89 Einr. 

— 

1 

c) Ferienkolonien, feste 

1 Zeltlagerplätze 

8 

— 

306 300 

100 000 

2,61 Einr. 

— 


Quelle: Statistik der öffentlichen Jugendhilfe 1969; Sondererhebung des Statistischen Bundesamtes 1971 



Drucksadle VI/3175 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 5 


übersidit 

— nach einzelnen Ländern — 

über die Zahl der rrEinrichtungen" und „verfügbaren Plätze" der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe im Verhältnis zum jeweiligen Bevölkerungsanteil 

Stichtag 31. Dezember 1969 bzw. 1. Januar 1970 



Land: Bremen 

Art der Einrichtung 

Einrich- 

tungen 

insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger 

Bevölkerungs- 

anteil 

Es entfallen 
auf 

PI. = Plätze 
Einr. 

Einrichtungen 

Vo 

1, Kindertageseinrichtungen 







a) Kinderkrippen 

= 0 bis unter 3 Jahren 

2 

55 

33 100 

1 000 

1,66 PI. 

0,2 

b) Kindergärten 

= 3 bis unter 6 Jahren 

131 

7 714 

36 200 

1 000 

213,09 PI. 

21,3 

c) Kinderhorte 

= 6 bis unter 15 Jahren 

62 

1 891 

90 900 

1 000 

20,80 PI. 

2J 

2. Säuglingsheime 

= 0 bis unter 1 Jahr 

5 

177 

10 200 

1 000 

17,35 PL 

IJ 

3. Erziehungsheime: 







a) bis Ende der Volks- 
schulpflicht 

= 0 bis unter 15 Jahren 

8 

243 

160 200 

1 000 

1,52 PL 

OJ 

b) für nicht mehr Volks- 
schulpflichtige 
= 15 bis unter 21 Jahren 

8 

363 

53 000 

1 000 

6,85 PL 

0,1 

4. Mütter- und Elternschulen 

, 5. Erziehungsberatungs- 
stellen 

4 

3 



756 000 
’ (Gesamt- 
bevölkerung) 

100 000 
Einwohner 

100 000 
Einwohner 

0,53 Einr. 

0,40 Einr. 



6. Jugendheime 

= 6 bis unter 21 Jahren 







a) Freizeitstätten, Heime 
der offenen Tür, 
Häuser der Jugend . . . 

22 


143 900 

10 000 

1,53 Einr. 


b) Jugendverbandsheime, 
Gruppenheime 

1 15 

— 

143 900 

10 000 

1,04 Einr. 

— 

j 7. Jugend- und Schüler- 
wohnheime 

! 






1 a) Jugendwohnheime 

= 15bisunter25Jahren 
j (Lehrlings- und 

Jungarbeiter- 

; Wohnheime) 

11 

560 

91 500 

1 000 

6,12 PL 

0,6 

b) Schülerwohnheime 

1 = 14 bis unter21 Jahren 

(unter Aufsicht 

i des LJA) 



61 500 

1 000 
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Drucksache VI/3175 


noch Anlage 5 





Land: 

Bremen 



Art der Einrichtung 

Einrich- 

tungen 

insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger 

Bevölkerung 

anteil 

Es entfallen 
auf 

PI. = Plätze 
Einr. = 
Einrichtungen 

Vo 

8. Jugendbildungs- und 
Erholungsstätten 
= 6 bis unter 21 Jahren 

a) Jugendbildungsstätten 



143 900 

1 000 



b) Kur-, Heil-, Genesungs- 
und Erholungsheime 
für Minderjährige .... 



143 900 

1 000 



c) Jugendherbergen .... 

4 

460 

143 900 

1 000 

3,20 PI. 

0,3 

9. Sonstige Bildungs- und 
Erholungsstätten 
= 6 bis unter 21 Jahren 

a) Tageserholungsstätten 
für Minderjährige .... 



143 900 

100 000 



b) Jugendbüchereien .... 

27 

— 

143 900 

100 000 

18,76 Einr. 

— 

c) Ferienkolonien, feste 
Zeltlagerplätze 

— 

— 

143 900 

100 000 

— 

— 


Quelle: Statistik der öffentlichen Jugendhilfe 1969; Sondererhebung des Statistischen Bundesamtes 1971 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksac he VI/3175 

Anlage 6 


Übersicht 

— nach einzelnen Ländern — 

über die Zahl der „Einrichtungen" und „verfügbaren Plätze" der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe im Verhältnis zum jeweiligen Bevölkerungsanteil 

Stichtag 31. Dezember 1969 bzw. 1. Januar 1970 





Land: Hamburg 



Art der Einrichtung 

i 

Einrich- 

tungen 

insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger 

Bevölkerungs- 

anteil 

Es entfallen 
auf 

PI. = Plätze 
Einr. = 
Einrichtungen 

«/o 

1. Kindertageseinrichtungen 

a) Kinderkrippen 

= 0 bis unter 3 Jahren 

10 

583 

68 700 

1 000 

8,49 PI. 

0,8 

b) Kindergärten 

= 3 bis unter 6 Jahren 

313 

23 681 

75 600 

1 000 

313,24 PL 

31,3 

c) Kinderhorte 

= 6 bis unter 15 Jahren 

4 

205 

188 000 

1 000 

1,09 PI. 

0,1 

2. Säuglingsheime 

— 0 bis unter 1 Jahr 

9 

491 

20 500 

1 000 

23,95 PL 

2,4 

3. Erziehungsheime: 

a) bis Ende der Volks- 
schulpflicht 

= 0 bis unter 15 Jahren 

24 

1 659 

332 300 

1 000 

4,99 PL 

0,5 

b) für nicht mehr Volks- 
schulpflichtige 
= 15 bis unter 2 1 J ahren 

15 

880 

112 800 

1 000 

7,80 PI. 

0,8 

4. Mütter- und Elternschulen 

9 



100 000 

0,50 Einr. 



5. Erziehungsberatungs- 
stellen 

17 


1 817 100 
' (Gesamt- 
bevölkerung) 

Einwohner 

100 000 

0,94 Einr. 


6. Jugendheime 

= 6 bis unter 21 Jahren 

a) Freizeitstätten, Heime 
der offenen Tür, 
Häuser der Jugend , . . 

48 


300 800 

300 800 

Einwohner 

10 000 

1,60 Einr. 


b) Jugendverbandsheime, 
Gruppenheime 

328 

— 

300 800 

10 000 

10,90 Einr. 

— 

7. Jugend- und Schüler- 
wohnheime 

a) Jugendwohnheime 
= 15bisunter25Jahren 
(Lehrlings- und 
Jungarbeiter- 
wohnheime) 

26 

1 919 

203 400 

1 000 

9,43 PL 

0,9 

b) Schülerwohnheime 
= 14 bis unter 21 Jahren 
(unter Aufsicht 
des LJA) 

i 

4 

215 

130 200 

1 000 

1,65 PL 

0,2 
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noch Anlage 6 





Land: Hamburg 



Art der Einrichtung 

Einrich- 

tungen 

insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger | 
Bevölkerungs- | 
anteil 

Es entfallen 
auf 

’ PI. = Plätze 1 
Einr. = 

i Einrichtungen 

«/o 

8. Jugendbildungs- und 
Erholungsstätten 
= 6 bis unter 21 Jahren 

a) Jugendbildungsstätten 

4 

200 

300 800 

1 000 

0,66 PI. 


b) Kur-, Heil-, Genesungs- 
und Erholungsheime 
für Minderjährige .... 

2 

96 

300 800 

1 000 

0,32 PL 


c) Jugendherbergen .... 

3 

952 

300 800 

1 000 

3,16 PL 

0,3 

9. Sonstige Bildungs- und 
Erholungsstätten 
= 6 bis unter 21 Jahren 

a) Tageserholungsstätten 
für Minderjährige .... 

1 


300 800 

100 000 

0,33 Einr. 


b) Jugendbüchereien .... 

20 

— 

300 800 

100 000 

6,65 Einr. 

— ; 

c) Ferienkolonien, feste 
Zeltlagerplätze 

2 

— 

300 800 

100 000 

0,67 Einr. 



Quelle: Statistik der öffentlichen Jugendhilfe 1969; Sondererhebung des Statistischen Bundesamtes 1971 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksa che V I/3 1 ^ 

Anlage 7 


Übersicht 

— nach einzelnen Ländern — 

über die Zahl der „Einrichtungen" und „verfügbaren Plätze" der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe im Verhältnis zum jeweiligen Bevölkerungsanteil 

Stichtag 31. Dezember 1969 bzw. 1. Januar 1970 






Land: 

Hessen 


1 

! 


Art der Einrichtung 

Einrich- 
tungen 1 
insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger 

Bevölkerungs 

anteil 

Es entfallen 
auf 

1 PI, = Plätze 
Einr. ~ 
Einrichtungen 

o/o 

1. 

Kindertageseinrichtungen 








a) Kinderkrippen 

= 0 bis unter 3 Jahren 

18 

753 

240 700 

1 000 

3,13 PI. 

0,3 

i 

b) Kindergärten 

= 3 bis unter 6 Jahren 

1 460 

94 850 

260 800 

1 000 

363,69 PL 

36,4 

! 

c) Kinderhorte 

= 6 bis unter 15 Jahren 

144 

7 619 

698 700 

1 000 

10,90 PL 

LI 

2. 

i 

Säuglingsheime 
= 0 bis unter 1 Jahr 

30 

754 

75 300 

1 000 

10,01 PL 

LO 

3. 

Erziehungsheime : 








a) bis Ende der Volks- 
schulpflicht 

= 0 bis unter 15 Jahren 

17 

1 371 

1 200 200 

1 000 

1,14 PI. 

0,1 


b) für nicht mehr Volks- 
schulpflichtige 
= 1 5 bis unter 2 1 J ahren 

22 

1 402 

426 100 

1 000 

3,29 PL 

0,3 

1 4. 

5. 

Mütter- und Elternschulen 

Erziehungsberatungs- 

stellen 

26 

i 

33 



5 422 600 
“ (Gesamt- 
bevölkerung) 

100 000 
Einwohner 

100 000 
Einwohner 

0,48 Einr. 

0,61 Einr. 

i 

! 6- 

i 

Jugendheime 
= 6 bis unter 21 Jahren 








a) Freizeitstätten, Heime 
der offenen Tür, 
Häuser der Jugend . . , 

231 


1 124 800 

10 000 

2,05 Einr. 



b) Jugendverbandsheime, 
Gruppenheime 

1 408 


1 124 800 

10 000 

12,52 Einr. 

— 

i 

Jugend- und Schüler- 
wohnheime 






! 

i 


a) Jugendwohnheime 
= 15 bis unter 25 Jahren 
(Lehrlings- und 
Jungarbeiter- 
wohnheime) 

61 

4 425 

698 400 

1 000 

6,34 PL 

0,6 


b) Schülerwohnheime 
= 14 bis unter 21 Jahren 
(unter Aufsicht 
des LJA) 

1 

j 

57 

4 064 

494 000 

1 000 

8,23 PL 

0,8 
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1 


Land: 

Hessen 



Art der Einrichtung 

Einrich- 

tungen 

insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger 

Bevölkerungs 

anteil 

_ 1 Es entfallen 
auf 

PL = Plätze 
Einr. ^ i 

1 Einrichtungen | 

o/o 

Jugendbildungs- und 

Erholungsstätten 

^ 6 bis unter 21 Jahren 







a) Jugendbildungsstätten 

21 

1 133 

1 124 800 

1 000 

1,01 PI. 

OJ 

b) Kur-, Heil-, Genesungs- 
und Erholungsheime 
für Minderjährige .... 

29 

2 194 

1 124 800 

1 000 

1,95 PL 

0,2 

c) Jugendherbergen .... 

59 

8 126 

1 124 800 

1 000 

7,22 PL 

0,7 

Sonstige Bildungs- und 

Erholungsstätten 

= 6 bis unter 21 Jahren 







a) Tageserholungsstätten 
für Minderjährige .... 

10 



1 124 800 

100 000 

0,89 Einr. 

— 

b) Jugendbüchereien .... 

567 

— 

1 124 800 

100 000 

50,41 Einr. 

— 

c) Ferienkolonien, feste 
Zeltlagerplätze 

57 

— 

1 124 800 

100 000 

5,07 Einr. 

— 


Quelle: Statistik der öffentlidien Jugendhilfe 1969; Sondererhebung des Statistischen Bundesamtes 1971 
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Anlage 8 

Übersicht 

— nach einzelnen Ländern — 

über die Zahl der „Einrichtungen" und „verfügbaren Plätze" der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe im Verhältnis zum jeweiligen Bevölkerungsanteil 

Stichtag 31. Dezember 1969 bzw. 1. Januar 1970 






Land: Nied 

ersachsen 




Art der Einrichtung 

Einrich- 

tungen 

insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger 

Bevölkerungs- 

anteil 

Es entfallen 
auf 

PL — Plätze 
Einr. “ 
Einrichtungen 

Vo 

1, 

Kindertageseinrichtungen 








a) Kinderkrippen 

= 0 bis unter 3 Jahren 

25 

750 

356 000 

1 000 

2,11 PL 

0,2 


b) Kindergärten 

= 3 bis unter 6 Jahren 

1 026 

62 884 

381 000 

1 000 

165,05 PI. 

16,5 


c) Kinderhorte 

= 6 bis unter 15 Jahren 

160 

4 448 

997 200 

1 000 

4,46 PL 

0,4 

2. 

Säuglingsheime 
= 0 bis unter 1 Jahr 

46 

1 512 

111 700 

1 000 

13,54 PL 

L3 

3. 

Erziehungsheime : 








a) bis Ende der Volks- 
schulpflicht 

= 0 bis unter 15 Jahren 

15 

1 088 

1 734 200 

1 000 

0,63 PL 



b) für nicht mehr Volks- 
schulpflichtige 
= 15 bis unter 21 Jahren 

21 

1 621 

583 700 

1 000 

2,78 PL 

0,3 

4. 

Mütter- und Elternschulen 

; 15 

! 

— ! 

7 100 400 

100 000 
Einwohner 

0,21 Einr. 

— 

5. 

Erziehungsberatungs- 

stellen 

1 

30 

- J 

■ (Gesamt- 
bevölkerung) 

100 000 
Einwohner 

0,42 Einr. 

— 

6. 

Jugendheime 
= 6 bis unter 21 Jahren 







1 

a) Freizeitstätten, Heime 
der offenen Tür, 
Häuser der Jugend . . . 

1 

280 


1 580 900 

10 000 

1,77 Einr. 



b) Jugendverbandsheime, 
Gruppenheime 

1 676 

— 

1 580 900 

10 000 

10,60 Einr. 

0,1 

7. 

Jugend- und Schüler- 
wohnheime 







i 

a) Jugendwohnheime 
= 15bis unter25 Jahren 
(Lehrlings- und 
Jungarbeiter- 
wohnheime) 

1 

i 

! 83 

4 426 

911 800 

1 000 

4,85 PL 

0,5 

1 

b) Schülerwohnheime 
= 14 bis unter 21 Jahren 
(unter Aufsicht 
des LJA) 

1 

i 

58 

4 044 

680 800 

1 000 

5,94 PL 

0,6 
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Land : Niedersachsen 


Art der Einrichtung 

Einrich- 

tungen 

insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger 
Bevölkerungs- 
1 anteil | 

Es entfallen 
auf 

PI. = Plätze i 
Einr. = 
Einrichtungen 

o/o 

8. Jugendbildungs- und 
Erholungsstätten 
= 6 bis unter 21 Jahren 

a) Jugendbildungsstätten 

94 

2 826 

1 580 900 

1 000 

1,79 PI. 

0,2 

b) Kur-, Heil-, Genesungs- 
und Erholungsheime 
für Minderjährige .... 

142 

10 499 

1 580 900 

1 000 

6,64 PL 

0,7 

c) Jugendherbergen .... 

126 

14 539 

1 580 900 

1 000 

9,20 PL 

0,9 

1 

i 9. Sonstige Bildungs- und 
Erholungsstätten 
= 6 bis unter 21 Jahren 

a) Tageserholungsstätten 
für Minderjährige .... 

1 


1 580 900 

100 000 

0,06 Einr. 

1 

1 

i 

i 

i 

b) Jugendbüchereien .... 

1 144 

— 

1 580 900 

100 000 

72,36 Einr. 

j 

c) Ferienkolonien, feste 
Zeltlagerplätze 

81 

— 

1 580 900 

100 000 

5,12 Einr. 



Quelle: Statistik der öffentlichen Jugendhilfe 1969; Sondererhebung des Statistischen Bundesamtes 1971 
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Anlage 9 


Übersicht 

— - nach einzelnen Ländern — 

über die Zahl der „Einrichtungen" und „verfügbaren Plätze" der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe im Verhältnis zum jeweiligen Bevölkerungsanteil 

Stichtag 31. Dezember 1969 bzw. 1. Januar 1970 





Land: Nordrhein-Westfalen 



Art der Einrichtung 

Einrich- 

tungen 

insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger 

Bevölkerungs- 

anteil 

Es entfallen 
auf 

! PL = Plätze 
! Einr. = 

1 Einrichtungen 

Vo 

1. 

Kindertageseinrichtungen 

a) Kinderkrippen 

= 0 bis unter 3 Jahren 

39 

654 

786 800 

1 000 

0,83 PL 



b) Kindergärten 

= 3 bis unter 6 Jahren 

3 977 

291 620 

858 900 

1 000 

339,53 PL 

33,9 


c) Kinderhorte 

= 6 bis unter 15 Jahren 

695 

17 907 

2 344 300 

1 000 

7,64 PL 

0,8 

2. 

Säuglingsheime 
= 0 bis unter 1 Jahr 

78 

3 406 

246 100 

1 000 

13,84 PL 

1 

1,4 \ 

3. 

Erziehungsheime : 

a) bis Ende der Volks- 
schulpflicht 

" 0 bis unter 15 Jahren 

26 

3 118 

3 990 000 

1 000 

0,78 PL 



b) für nicht mehr Volks- 
schulpflichtige 
“ 1 5 bis unter 2 1 J ahren 

36 

3 747 

1 368 900 

1 000 

2,74 PL 

0,3 

4. 

Mütter- und Elternschulen ! 

112 



100 000 

0,65 Einr, 

1 

5. 

Erziehungsberatungs- 

stellen 

109 


17 129 800 
■ (Gesamt- 
bevölkerung) 

Einwohner 

100 000 

0,64 Einr. 

j 

1 

6. 

Jugendheime 
= 6 bis unter 21 Jahren 

a) Freizeitstätten, Heime 
der offenen Tür, 
Häuser der Jugend . . . 

1 319 


3 713 200 

Einwohner 

10 000 

3,55 Einr. 

1 

! 


b) Jugendverbandsheime, 
Gruppenheime 

3 507 

— 

3 713 200 

10 000 

9,44 Einr. 

— 

7. 

i 

i 

Jugend- und Schüler- 
wohnheime 

a) Jugendwohnheime 
= 15bisunter25 Jahren 
(Lehrlings- und 
Jungarbeiter- 
wohnheime) 

306 

18 278 

2 159 600 

1 000 

8,46 PL 

0,8 


b) Schülerwohnheime 
= 1 4 bis unter 2 1 J ahren 
(unter Aufsicht 
des LJA) 

162 

13 695 

1 602 300 

1 000 

8,55 PL 

1 

0,9 


36 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/3175 

noch Anlage 9 


Land : Nordrhein-Westfalen 


! 

Art der Einrichtung 

i 

Einrich- 

tungen 

insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger j 
Bevülkerungs- 
anteil ! 

Es entfallen 
auf 

PL = Plätze 

Einr. — 
Einrichtungen 


8. Jugendbildungs- und 
Erholungsstätten 
== 6 bis unter 21 Jahren 







a) Jugendbildungsstätten 

85 

5 570 

3 713 200 

1 000 

1,50 PI. 

0,1 

b) Kur-, Heil-, Genesungs- 
und Erholungsheime 
für Minderjährige .... 

57 

4 255 

3 713 200 

1 000 

1,15 PI. 

OJ 

c) Jugendherbergen . . . . : 

128 

15 640 

3 713 200 

1 000 

4,21 PI, 

0,4 

9. Sonstige Bildungs- und ; 
Erholungsstätten 

1 = 6 bis unter 21 Jahren 







a) Tageserholungsstätten 

1 für Minderjährige .... 

8 

— 

3 713 200 

100 000 

0,22 Einr. 

_ 

' b) Jugendbüchereien .... 

1 420 

— 

3 713 200 

100 000 

38,24 Einr. 

— 

' c) Ferienkolonien, feste 

Zeltlagerplätze 

i 

104 

— 

3 713 200 

100 000 

2,80 Einr. 

— 


Quelle: Statistik der öffentlichen Jugendhilfe 1969; Sondererhebung des Statistischen Bundesamtes 1971 
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Anlage 10 


Übersicht 

— nach einzelnen Ländern — • 

über die Zahl der „Einrichtungen" und „verfügbaren Plätze" der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe im Verhältnis zum jeweiligen Bevölkerungsanteil 

Stichtag 31. Dezember 1969 bzw. 1. Januar 1970 






Land; R h e i 

nland-Pfalz 




Art der Einrichtung 

Einrich- 

verfügbare 

jeweiliger 

Es entfallen 
auf 

PI. ^ Plätze 



j tungen 

Plätze 

Bevölkerungs 

Einr. = i 

Vo 



; insgesamt 

insgesamt 

anteil 

Einrichtungen 


1, 

Kindertageseinrichtungen 

a) Kinderkrippen 








= 0 bis unter 3 Jahren 

15 

558 

169 800 

1 000 

3,29 PL 

0,3 


b) Kindergärten 








= 3 bis unter 6 Jahren 

1 239 

85 056 

192 100 

1 000 

442,77 PL 

44,3 


c) Kinderhorte 

= 6 bis unter 15 Jahren 

57 

2 260 

549 900 

1 000 

4,11 PL 

0,4 

2. 

Säuglingsheime 
= 0 bis unter 1 Jahr 

16 

608 

52 900 

1 000 

11,49 PL 

IJ 

i 3. 

Erziehungsheime : 

a) bis Ende der Volks- 







; 

Schulpflicht 

= 0 bis unter 15 Jahren 

13 

1 333 

911 800 

1 000 

1,46 PL 

0,1 

i 

b) für nicht mehr Volks- 







i 

schulpflichtige 
= 1 5 bis unter 21 Jahren 

13 

2 072 

327 000 

1 000 

6,34 PL 

0,6 

4. 

Mütter- und Elternschulen 

9 



100 000 

0,25 Einr. 






3 671 300 

Einwohner 


5. 

Erziehungsberatungs- 

stellen 

30 


■ (Gesamt- 
bevölkerung) 

100 000 

0,82 Einr. 







Einwohner 



6. 

Jugendheime 
= 6 bis unter 21 Jahren 








a) Freizeitstätten, Heime 








der offenen Tür, 
Häuser der Jugend . . . 

48 



876 900 

10 000 

0,55 Einr. 




b) Jugendverbandsheime, 








Gruppenheime 

1 272 


876 900 

10 000 

14,51 Einr. 






7. 

Jugend- und Schüler- 
wohnheime 








a) Jugendwohnheime 








= 15 bis unter 25 J ahren 
(Lehrlings- und 
Jungarbeiter- 
wohnheime) 

37 

2 432 

484 700 

1 000 

5,02 PL 

0,5 


b) Schülerwohnheime 








= 1 4 bis unter 2 1 J ahren 
(unter Aufsicht 
des LJA) 

50 

3 772 

382 000 

1 000 

9,87 PL 

LO 
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Land: R h e i 

nland-Pfalz 



Art der Einrichtung 

Einrich- 

tungen 

insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

I insgesamt 

jeweiliger 

Bevölkerungs 

anteil 

Es entfallen 
auf 

PI. Plätze 
Einr. = 
Einrichtungen 

o/o 

Jugendbildungs- und 

Erholungsstätten 

^ 6 bis unter 21 Jahren 







a) Jugendbildungsstätten 

44 

2 501 

876 900 

1 000 

2,85 PI. 

0,3 

b) Kur-, Heil', GenesungS“ 
und Erholungsheime 
für Minderjährige .... 

43 

2 950 

876 900 

1 000 

3,36 PI. 

0,3 

c) Jugendherbergen .... 

51 

7 057 

876 900 

1 000 

8,05 PL 

0,3 

Sonstige Bildungs- und 

Erholungsstätten 

== 6 bis unter 21 Jahren 







a) Tageserholungsstätten 
für Minderjährige .... 

31 



876 900 

100 000 

3,54 Einr. 



b) Jugendbüchereien .... 

1 162 

— 

876 900 

100 000 

132,51 Einr. 

0,1 

c) Ferienkolonien, feste 
Zeltlagerplätze 

42 

— 

876 900 

100 000 

4,79 Einr. 



Quelle: Statistik der Öffentlichen Jugendhilfe 1969; Sondererhebung des Statistischen Bundesamtes 1971 
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Anlage 11 

Übersicht 

— nach einzelnen Ländern — 

über die Zahl der „Einrichtungen" und „verfügbaren Plätze" der Öffentlichen 
und freien Jugendhilfe im Verhältnis zum jeweiligen Bevölkerungsanteil 

Stichtag 31. Dezember 1969 bzw. 1. Januar 1970 





Land: Sa 

a r 1 a n d 



Art der Einrichtung 

1 Einrich- 
tungen 
insgesamt 

; verfügbare 
Plätze 
; insgesamt 

jeweiliger 
Bevölkerungs- i 
anteil 

Es entfallen 
auf 

1 PI. = Plätze 
' Einr. = 

1 Einrichtungen 1 

o/o 

1. Kindertageseinrichtungen 







a) Kinderkrippen 







= 0 bis unter 3 Jahren 

1 

10 

49 700 

1 000 

0,20 PL 

0,02 

b) Kindergärten 







^ 3 bis unter 6 Jahren 

348 

28 907 

57 800 

1 000 

500,12 PL 

50,0 

c) Kinderhorte 







= 6 bis unter 15 Jahren 

6 

215 

175 700 

1 000 

1,22 PL 

0,1 

2. Säuglingsheime 







= 0 bis unter 1 Jahr 

3. Erziehungsheime: 

a) bis Ende der Volks- 
schulpflicht 

3 

108 

15 200 

1 000 

7,11 PL 

0,7 

= 0 bis unter 15 Jahren 

b) für nicht mehr Volks- 
schulpflichtige 

1 

226 

283 200 

1 000 

0,80 PL 

0,08 

^ 15 bis unter 21 Jahren 

4 

275 

104 300 

1 000 

2,64 PL 

0,3 

4. Mütter- und Elternschulen i 

5. Erziehungsberatungs- 

3 

— 

1 127 400 
' (Gesamt- 
bevölkerung) 

100 000 
Einwohner 

0,27 Einr. 

— 

stellen 

6. Jugendheime 

= 6 bis unter 21 Jahren 

a) Freizeitstätten, Heime 
der offenen Tür, 

13 


100 000 
Einwohner 

1,15 Einr. 


Häuser der Jugend . . . 

18 

— 

280 000 

10 000 

0,64 Einr. 

— 

b) Jugendverbandsheime, 







Gruppenheime 

7. Jugend- und Schüler- 
wohnheime 

a) Jugendwohnheime 
= 15bis unter 25 Jahren 
(Lehrlings- und 
Jungarbeiter- 

216 


280 000 

10 000 

7,71 Einr. 


wohnheime) 

b) Schülerwohnheime 
= 14 bisunter21 Jahren 
(unter Aufsicht 

8 

! 

1 

462 

151 700 

1 000 

3,05 PL 

0,3 

des LJA) 

4 

665 

121 800 

1 000 

5,46 PL 

0,6 
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1 

! 



Land: S a a 

r 1 a n d 



Art der Einrichtung 

Einrich- 

tungen 

insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger 

Bevölkerungs- 

anteil 

Es entfallen 
auf 

PI. = Plätze 
, Einr. = 

Einrichtungen 

Vo 

8. Jugendbildungs- und 
Erholungsstätten 
== 6 bis unter 21 Jahren 

a) Jugendbildungsstätten 

4 

240 

280 000 

1 000 

0,86 PI. 

! 

0,09 

b) Kur-, Heil“, Genesungs- 
und Erholungsheime 
für Minderjährige .... 

3 

205 

280 000 

1 000 

0,73 PI. 

0,07 

c) Jugendherbergen .... 

8 

819 

280 000 

1 000 

2,93 PL 

0,3 , 

1 

9. Sonstige Bildungs- und 
Erholungsstätten 
— 6 bis unter 21 Jahren 

a) Tageserholungsstätten 
für Minderjährige .... 

2 


280 000 

100 000 

0,71 Einr. 


b) Jugendbüchereien .... 

590 

— 

280 000 

100 000 

210,71 Einr. 

0,2 

c) Ferienkolonien, feste 
Zeltlagerplätze 

4 

— 

280 000 

100 000 

1,43 Einr. 

— 


Quelle: Statistik der öffentlichen Jugendhilfe 1969; Sondererhebung des Statistischen Bundesamtes 1971 
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Übersicht 

— nach einzelnen Ländern — 

über die Zahl der „Einrichtungen“ und „verfügbaren Plätze'' der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe im Verhältnis zum jeweiligen Bevölkerungsanteil 

Stichtag 31. Dezember 1969 bzw. 1. Januar 1970 


Land; Schleswig-Holstein 


Art der Einrichtung 

Einrich- 
tungen 
, insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger 
Bevölkerungs- ; 
anteil 

Es entfallen 
auf 

PI. = Plätze 1 
Einr. ^ 
Einrichtungen 

o/o 

Kindertageseinrichtungen 

a) Kinderkrippen 

= 0 bis unter 3 Jahren 

6 

72 

128 000 

1 000 

0,56 PI. 

0,06 

b) Kindergärten 

= 3 bis unter 6 Jahren 

334 

16 057 

136 300 

1 000 

117,81 PL 

11,8 

c) Kinderhorte 

= 6 bis unter 15 Jahren 

52 

1 394 

334 900 

1 000 

4,16 PL 

0,4 

Säuglingsheime 
= 0 bis unter 1 Jahr 

15 

295 

39 700 

1 000 

7,43 PL 

0.1 

Erziehungsheime : 

a) bis Ende der Volks- 
schulpflicht 

= 0 bis unter 15 Jahren 

15 

546 

599 200 

1 000 

0,91 PL 


b) für nicht mehr Volks- 
schulpflichtige 
= 15 bis unter 21 Jahren 

11 

500 

195 200 

1 000 

2,56 PL 

0,8 

Mütter- und Elternschulen 

12 



100 000 

0,47 Einr. 


Erziehungsberatungs- 

stellen 

31 


2 557 200 
^ (Gesamt- 
bevölkerung) 

Einwohner 

100 000 

1,21 Einr. 


Jugendheime 
“ 6 bis unter 21 Jahren 

a) Freizeitstätten, Heime 
der offenen Tür, 
Häuser der Jugend . . . 

83 


530 100 

Einwohner 

10 000 

1,57 Einr. 


b) Jugendverbandsheime, 
Gruppenheime 

456 

— 

530 100 

10 000 

8,60 Einr. 

— 

Jugend- und Schüler- 
wohnheime 

a) Jugendwohnheime 
= 15bisunter25 Jahren 
(Lehrlings- und 
Jungarbeiter- 
wohnheime) 

23 

1 119 

327 800 

1 000 

3,41 PL 

0,3 

b) Schülerwohnheime 
= 14 bis unter 21 Jahren 
(unter Aufsicht 
des LJA) 

6 

160 

226 900 

1 000 

0,71 PL 

— 
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Land: Schleswig-Holstein 


Art der Einrichtung 

Einrich- 

tungen 

insgesamt 

verfügbare 

Plätze 

insgesamt 

jeweiliger 

Bevölkerungs- 

anteil 

Es entfallen 
auf 

PI. = Plätze 
Einr. 

Einrichtungen 

«/o 

Jugendbildungs- und 

Erholungsstätten 

= 6 bis unter 21 Jahren 







a) Jugendbildungsstätten 

17 

866 

530 100 

1 000 

1,63 PL 

0,2 

b) Kur-, Heil-, Genesungs- 
und Erholungsheime 
für Minderjährige .... 

149 

12 227 

530 100 

1 000 

23,07 PL 

2,3 

c) Jugendherbergen .... 

51 

6 208 

530 100 

1 000 

11,71 PL 

L2 

Sonstige Bildungs- und 

Erholungsstätten 

= 6 bis unter 21 Jahren 







a) Tageserholungsstätten 
für Minderjährige .... 

3 



530 100 

100 000 

0,57 Einr. 

_ 

b) Jugendbüchereien .... 

562 

— 

530 100 

100 000 

106,02 Einr. 

OJ 

c) Ferienkolonien, feste 
Zeltlagerplätze 

79 

— 

530 100 

100 000 

14,90 Einr. 

— 


Quelle: Statistik der öffentlichen Jugendhilfe 1969; Sondererhebung des Statistischen Bundesamtes 1971 
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Anlage 13 


Übersicht über die Ergebnisse der Länderumfrage 1971 nach 

a) dem künftigen Bedarf an Einrichtungen der Jugendhilfe (2.1.1 bis 2.1.8), 

b) dem hierfür erforderlichen finanziellen Aufwand (2.2), 

c) den verfügbaren Landesmitteln (2.3), 

d) den Eigenmitteln der freien Träger (2.4) 
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Baden-Württemberg 




Innenministerium 

Kultus-Ministerium 

Bemerkungen 

2.1.1 

Kindergärten 

einschließlich 

Sonderkindergärten 

Planung; 

2680 Gruppen (bis 1975) 

Keine Angaben 

1 

Bedarf; 

Bei einer Jahrgangsstärke von 

130 000 Kindern und angestrebter 
Gruppenstärke von 22 Kindern 
^ 9400 Gruppen 

2.1.2 

Jugendfreizeitstätten, 
Heime der offenen 

Tür, Häuser der 

Jugend 

Keine Angaben 

Keine Angaben 

Bedarf an Einrichtungen 
(2.1.2 bis 2.1.5) 

hängt weitgehend von der Aktivität 
der freien Träger ab. 

Schwerpunkte wechseln. 

2.1.3 

Jugendverbands- und 
Gruppenheime 

Keine Angaben 

Keine Angaben 

(siehe Bemerkung zu 2.1.2) 


■ 2.1.4 

i 

Jugendbildungs- 

stätten 

! Keine Angaben 

1 

Keine Angaben 

(siehe Bemerkung zu 2. 1 .2) 

Keine längerfristigen Prognosen 
möglich. 

1 2.1.5 

Jugenderholungs- | 

statten j 

Keine Angaben 

Keine Angaben 

j (siehe Bemerkung zu 2.1 .2) 1 


2.1.6 

Erziehungs- 

beratungsstellen 

' 80 

1 

Keine Angaben 

1 Beratungsstelle je 100 000 Einwohner 
(Planungsziel) 

i 2.1.7 

Mütter- und 
Elternschulen 

Keine Angaben 

1 

Keine Angaben 


2.1.8 

Erziehungsheime 
(Fürsorgeerziehung 
und Freiwillige 
Erziehungshilfe) ' 

a) bis Beendigung der 
Volksschulpflicht 

Keine konkreten Zahlen 

Keine Angaben 

Planung noch nicht abgeschlossen 

! 

b) für nicht mehr 

Keine Angaben 

1 Keine Angaben 

Durchgreifende Sanierung ist vorrangig 


schulpflichtige 
Minderjährige j 

2.2 Finanzieller Aufwand 443,2 Millionen DM für j ca. 18 Millionen DM jährlich unter Zugrundelegung 

(neue Invcstitions- Kindergärten j konstanter Baupreise 

kosten) 1 70 Millionen DM für ! 

I Erziehungsheime I 


2.3 Verfügbare Mittel 2.1.1 46 Millionen DM I 3 Millionen DM jährlich j in MifriFi 

j 2.1 ,8 = 35 Millionen DM . (für Zuschüsse) i 


2.4 Eigenmittel der I Keine Angaben 15 Millionen DM ; voraussichtliche Kosten für freie Träger 

freien Träger j j 
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Bayern Berlin 


Stddts- 

Ministerium für 
Arbeit und 
soziale Fürsorge 

Staats- 
Ministerium 
für Unterricht 
und Kultus 

Bemerkungen 


Bemerkungen 

Keine Angaben 

6700 Erzieher- 
und Kinder- 
pflegerinnen 

7500 Erzieher- 
und Kinder- 
pflegerinnen 

— 28 Kinder je Gruppe 

1 Kraft/Gruppe 

— 25 Kinder je Gruppe 

1 Kraft/Gruppe 

119 

nach Berliner 
Investitions- 
Planung 1972 
bis 1976! 

Keine Angaben 

rd. 90 

etwa 30 vorhandene 
Gruppenjugendheime (2.1.3) 
sind mit geringem Aufwand 
umzuwandeln 

30 

1972 bis 1976! 
Jugendfreizeit- 
stätten und 

Häuser der 

Jugend 

(einschließlich 

Ersatzbauten) 

Keine Angaben 

450 

geschätzt 


Einrichtungen 
(1972 bis 1976) 

Keine Angaben 

20 

Bedarf zur Zeit gedeckt, 
aber: Änderung, wenn 

Gesetz über Bildungsurlaub 

3 

1972 bis 1976! 

6 

Keine Zahlen- 
angaben 

nur: Tageserholungsstätten 
für Minderjährige 

10 

1972 bis 1976! 

Keine konkreten 
Zahlen 

Keine Angaben 

geplant: für Kreisverwal- 
tungen mit 80 000 Ein- 
wohnern = 1 Erziehungs- 
Beratungsstelle (im Rahmen 
der Gebictsreform) 

7 

1972 bis 1976! 

etwa 20 

Keine Angaben 

in GrolSstädten: 

1 je 100 000 Einwohner 
in Mittelstädten: 

(50 bis 100 000 Einwohner); 
je 1 (Soll) 

2 

1972 bis 1976! 

000 Plätze davon 
200 in heil- 
pädagogischen 
Heimen 

Keine Angaben 

Schätzwerte, 

Annahme, daß durchschnitt- 
1 liehe Aufenthaltsdauer durch 
intensive Erziehungsarbeit 
verringert werden kann. 

1 

39 

Heime 

Erziehungsheime, 

heilpädagogische 

Heime 

200 Plätze davon 
150 in heil- 
pädagogischen 
Heimen 

j Keine Angaben 

1 1 

Kinder- und 
Jugendwohn- 
heime (a + b) 

2.1.5 = GMill.DM 

2.1.7 - lOMill.DM 

2.1.8 = 30Mill. DM 
Landeszuschüsse 
für Erziehungs- 
beratungsstellen i 
= 2 Millionen DM; 
Zuschüsse 

zu Investitions- 
kosten überört- 
licher Beratungs- 
zentren = 

1 Million DM i 

170 Millionen DM 
davon 2.1.2 = 

60 Millionen DM 

2.1.3 - 

90 Millionen DM 

2.1.4 = 

20 Millionen DM 

2.1.5 = 

1 Million DM 
2.1.1 = keine 
Angaben 

Keine Angaben zu 2.1.1 und 
2.1.6 bis 2.1.8 

Angaben geschätzt auf der 
Basis der heutigen 

Baupreise 

Zu Arbeit und Soziale 
Fürsorge: jährliche Bau- 
preissteigerung von 10 Vo 
berücksichtigt 

422,258 

1 Millionen DM 

i ' 

bis 1976! 

Land und freie 
Träger: 

362,930 

Millionen DM 

Baumaßnahmen 

Land 

.59,328 

Millionen DM 
freie Träger 

2.1.1 bis 2.1.5 
und 2.1.7; 2.1.8 = 
28,5 Millionen DM 
2.1.6 = 

3 Millionen DM: 
Bedarfsanmel- 
dungen 

Keine Angaben 

1 

verfügbare Mittel in MifriFi 
noch nicht festgelegt. 
Kommunale Mittel 
unbekannt 

1 

! 

i 

161,2 

Millionen DM 

1 

i 

MifriFi 

1972 bis 1975! 

i 

Keine Zahlen i 

i 

i 

Keine Zahlen 

Zumutbare Eigenleistung 
maximal 50 ®/o der 
Investitionskosten 

Eigenmittel i 

unbekannt 

: 
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Bremen 


Hamburg 


Bemerkungen 

Bemerkungen 

3100 

neue Plätze 

Zur Zeit 1 Platz/2,5 Kinder 

Soll: 1 Platz 1,8 Kinder 

Keine 

Angaben 


10 

Finanzbedarf für 6 Einrichtungen 
in Investitionsplanung. Angemes- 
sene Bedarfsdeckung in absehbarer 
Zeit ausgeschlossen 

1 

1 


Keine Zdhlen- 
angaben 

Bedarf weitgehend ungedeckt, 
erforderliche Finanzen nicht 
aufzubringen 

— 


Keine Zahlen 

Jugendbildungsstätten sind nicht 
vorhanden. Keine Neubauten 
bis 1975 

— 


Keine Zahlen- 
angaben 

Bedarfsentwicklung hat rückläufige 
Tendenz 

- 


mindestens 

5 Beratungs- 
teams 

ein Team für jeden der 

5 Stadtbezirke mit je 

120 000 Einwohnern 



Keine 

konkreten 

Zahlen 

Nach Stadtentwicklungsplan: 
Errichtung von 5 Sozialzentren 



Keine 

konkreten 

Zahlen 

Bedarf in Sondereinrichtungen 
bei a) und b) zur Zeit nicht gedeckt 

— 

ßedarfszahlen sind Gegenstand 
einer laufenden Erhebung zur 
Vorbereitung eines Jugend- 
hilfebeiichts. Veröffentlichung 
erst nach Abschluß und 
Genehmigung durch den Senat, 





70 Millio- 
nen DM 
{Planungs- 
summe) 

2.1.1 — 37 Millionen DM 

2.1.2 -= 15 Millionen DM 

2.1.3 0,05 Millionen DM 

2.1.6 + 2.1,7 == 0,5 Millionen DM 

2.1.8 ^ 2,0 Millionen DM 
(nur Bremen) 

1 

! 


Planungsbetrag j 
rd. 30 Miliio- j 

nen DM 

(nur Bremen) ; 

für Investitionen im Bereich der 
Jugendhilfe 

i 

1 


rd. 9,8 Millio- 
nen DM 

insbesondere für 2.1.1 ; Stadt gibt 
Zuschüsse in Höhe von Vs der 
Gesamtküsten 
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Hessen 

Nordrhein-Westfalen 



1 

j Bemerkungen 


Bemerkungen 

i 

35 600 Plätze 

j 

200 000 Plätze in Tageseinrichtungen 

Förderung des 
Ausbaus. 

Ziel; 1 Platz für 
jedes 2. Kind 

9 


40 

i 

j 

i 

1 Heime der 

1 offenen Tür und 

1 Häuser der 
■ Jugend. 

Angaben zu 2.1.2 
bis 2.1.5 und 

2.2 = Erfahrungs- 
sätze 

520 Plätze 
(für 2.1.3 bis 
2.1.5)! 

1 

50 

1 

Jugendverbands- 
heime und Heime 
der teiloffenen 

Tür 

siehe unter 

2.1.3 

t 

' 15 

! 

i 

geschätzt 

siehe unter 

2.1.3 


20 

1 geschätzt (nur 

1 Jugendpflege) 

8 


etwa 35 

1 

Fehlbestand 
zur Zeit 223 
bei 1 Stelle für 

50 000 Einwohner 

8 

470 Plätze >■ 

Landesentwick- 
lungsplan 
' „Hessen 80" 
j bezieht sich auf 
die Jahre 1971 
! bis 1974. Hessen 
gibt daher Zahlen 
! nur für diesen 
Zeitraum. 

i 

i 

! 20 

j keine konkreten Zahlen (a + b) 

geschätzt nach 
Erfahrungs- 
werten; Bestand 
1970 - 115 

Trennung a — b 
nicht möglich 


! 

Heime bilden 

zunehmend 

Familiengruppen 

321,8 

Millionen DM 

! 

l 

1 

1 

2.1.1 ^ 900 Millionen DM nach heutigen i 

Baupreisen 

2.1.2 bis 2.1.5 = 116 Millionen DM 

Erfahrungssätze 

2.1.6 = 10,6 Millionen DM 

2.1.7 - 14,2 Millionen DM 

2.1.8 = 94 Millionen DM davon 10 ®/o für 
Inneneinrichtung 

1 


Land = 121,1 
Millionen DM 
Kommunen 

117 Millio- 
nen DM 
(geschätzt) 

i 

1 

! 

i 

2.1.1 — rd. 450 Millionen DM 

2.1.2 bis 2.1.5 = 46,5 Millionen DM 

2.1.6 = 53 Millionen DM in MifriFi 

2.1.7 ^ 7,1 Millionen DM in MifriFi 

2.1.8 = 17,8 Millionen DM jährlich für Landes- 
darlehen auch für Bedarf der Kinderheime, 
Aufnahmeheime und Jugendschutzstellen, 
Beteiligung der Kommunen meist unerheblich 
(Keine Zahlen), und 1,6 Millionen DM für 
Landeszuschüsse 

MifriFi (Land) 
Landesjugend- 
plan 

83,7 Millio- 
nen DM 

Sonstige Mittel 
(außer Land und 
Kommunen) ein- 
schließlich Eigen- 
mittel der freien 
Träger 

2.1.1 = unbekannt 

2.1.2 bis 2.1.5 keine konkreten Zahlen 

2.1.6 — vermutlich 3,18 Millionen DM — wenn 
freie Träger etwa 60 Vo der Einrichtungen 
übernehmen 

2.1.7 ^ vermutlich 6,4 Millionen DM — wenn 
freie Träger etwa 90 Vo der Einrichtungen 
errichten 

2.1.8 keine konkreten Zahlen 
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Rheinland-Pfalz 


Saarland 



Bemerkungen 


Bemerkungen 

noch zu schdflen = 

55 Oüü Plätze und 

25 000 Ersützpldtze 

Bis 1975 vorhanden = 

125 000 Plätze — 
Sonderkindergärten 
zusätzlich 23 für je 0 j 

25 Kinder j 

rd. 25 Kindergärten 


Bedarf kann zentral 
kaum geschätzt werden 

Bestand 1971 ^ i 

13 Häuser der Jugend; 
Jährlicher Zuwachs 
ca. 3 

! 

rcl. 25 Heime 

■ 


Keine Angaben 


rd. 3 Heime 

1 


Keine Angaben | 

— 1 

— 

Keine Angaben j 

1 

bis 1980 ^ 8 neue Jugend- 
herbergen; Ist 52 

1 rd. 6 

j " 

Keine Zahlenangaben 1 

1 

Bestand zur Zeit 23 i 

1 

i 

10 


5 

Istbestand ^ 14 Mütter- 
schulen, davon 4 Wan- 
dereinrichtungen 

1 


Keine Angaben 

LJA Rheinland-Pfalz 
arbeitet zur Zeit an ' 

Untersuchung. Auswer- 
tung bleibt abzuwarten 

1 

3 Heime 

für Minderjährige 
bis 15 Jahre 

Keine Angaben 

Keine Angaben 

Erweiterung bestehen- 
der Heime geplant 

Angaben nur zu 2.1.1 

500 Millionen DM 

Planungssumme für 

80 000 Kindergarten- 
plätze 

i 

: rd. 70 Millionen DM 

i 

i 

1 

i 

Keine Angaben 


1 5,5 Millionen DM 

1 verfügbare Landesmittel 

1 

Für Heime, Kinder- 
gärten und Erziehungs- 
beratungsstellen 

i 

i 

i 

Keine Angaben 


! Keine konkreten Zahlen 

' Eigenleistung freier 
Träger ca. 50 ®/o 

t 
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Niedersachsen 



, Bemerkungen ' i 

1 ' 1 

170 000 Plätze; jährlich rd. 

34 000 Plätze 

Bedarfszahlen nicht erreichbar. 

Zuwachsrate zur Zeit rd. 

5000 Plätze/Jahr 

1 2.1.1 Kindergärten 
einschließlich 

1 Sonderkindergärten 

Keine Zahlenangaben 

Ziel: 1 voll ausgebaute Jugend- 
freizeitstätte in jeder Kreis- 
stadt — noch lange nicht erreicht 

2.1.2 Jugendfreizeitstätten, 
Heime der offenen 

Tür, Häuser der 

Jugend 

Keine Zahlenangaben 


2.1.3 Jugendverbands- und 
Gruppenheime 

Keine Angaben 

1 

! 

2.1.4 Jugendbildungs- 
stätten 

Keine Angaben 

1 

1 ~ 

[ 2.1.5 Jugenderholungs- 
stätten 

144 Teams 

(1 je 50 000 Einwohner) 

Bedarf an Beratungsteams 
kann bis 1975 nicht gedeckt 
werden 

i 

1 

2.1.6 Erziehungs- 
beratungsstellen 1 

3 neue Einrichtungen pro Jahr 

Istbestand ^ 18; wünschens- 
wert: ca. 100 {1 Einrichtung 
je 70 000 Einwohner) 

2.1.7 Mütter- und 

Elternschulen 

193 Plätze 

für 10 bis unter 15jährige 

2.1.8 Erziehungsheime 
i (Fürsorgeerziehung ! 

und Freiwillige ■ 

Erziehurigshilfe) | 

a) bis Beendigung der | 
Volksschulpflicht 


Bedarf zur Zeit gedeckt 

b) für nicht mehr 
schulpflichtige 
Minderjährige 

2.1.1 272 Millionen DM 
jährlich, ohne Baupreissteige- 
rung 8000 DM/Platz 

2.1.2 bis 2.1.5 = Schätzungen 
nicht möglich 

2.1.6 — - 14 Millionen DM 
jährlich für 144 Teams 
(nur Personalkosten) 

2.1.7 ^ 1,2 Millionen DM 

2.1.8 unbekannt 

1 

1 

2.2 Finanzieller Aufwand 

(neue Investitions- 
kosten) 

zur Zeit keineAngaben möglich | 

i 

MifriFi wird zur Zeit von Grund 
auf überarbeitet. 

2.3 Verfügbare Mittel 

Keine Angaben 

i 

2.4 Eigenmittel der 

freien Träger 
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